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Präsident Frank Imhoff eröffnet die Sitzung um 
14:00 Uhr. 

Präsident Frank Imhoff: Einen wunderschönen gu-
ten Tag, meine Damen und Herren, heute zur Son-
dersitzung des Parlaments am Weltfrauentag! Ge-
rade heute möchte ich Ihnen sagen, dass ich mir 
noch viel mehr Frauenpower in deutschen Parla-
menten und auch hier in der Bremischen Bürger-
schaft vorstellen kann und auch wünsche. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Meine Damen und Herren, die 23. Sitzung der Bür-
gerschaft (Landtag) ist hiermit eröffnet. 

Ich begrüße natürlich auch die Damen und Herren 
sowie die Zuhörer und Vertreter der Medien. 

Zur Abwicklung der Tagesordnung wurden inter-
fraktionelle Absprachen getroffen, die Sie der digi-
tal versandten Tagesordnung entnehmen können. 

Dieser Tagesordnung können Sie auch den Ein-
gang gemäß § 37 der Geschäftsordnung entneh-
men, bei dem interfraktionell vereinbart wurde, ihn 
nachträglich auf die Tagesordnung zu setzen. Es 
handelt sich insoweit um den Tagesordnungspunkt 
2. 

Zum Tagesordnungspunkt 2 ist vereinbart worden, 
dass er ohne Debatte behandelt und dieser Debat-
tenpunkt in die Debatte über die Erklärung des Se-
nats einfließen wird. 

Wird das Wort zu den interfraktionellen Abspra-
chen gewünscht? – Das ist nicht der Fall. 

Wer mit den interfraktionellen Absprachen einver-
standen ist, den bitte ich um das Handzeichen. 

(Dafür CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP, M.R.F., Abgeordneter Jan Timke 
[BIW]) 

Ich bitte um die Gegenprobe. 

Stimmenthaltungen? 

(Abgeordneter Peter Beck [LKR]) 

Bei einer Enthaltung stelle ich fest, die Bürger-
schaft (Landtag) ist mit den interfraktionellen Ab-
sprachen einverstanden. 

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, meine 
Damen und Herren, möchte ich noch jemandem 
gratulieren, und zwar: Ein Abgeordneter unter uns 
hat Geburtstag, Heiko Strohmann. Herzlichen 
Glückwunsch zum Geburtstag! 

(Beifall) 

Wir treten in die Tagesordnung ein. 

Regierungserklärung des Senats zum Thema: 
„Bekämpfung des Coronavirus, der SARS-CoV-2-
Pandemie“ 

Der Senat hat mit Schreiben vom 4. März 2021 ge-
mäß § 50 Absatz 4 unserer Geschäftsordnung die 
Absicht mitgeteilt, eine Regierungserklärung abzu-
geben. 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner erhält das Wort Herr Bürgermeis-
ter Dr. Andreas Bovenschulte. 

Bürgermeister Dr. Andreas Bovenschulte: Sehr ge-
ehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren 
Abgeordnete! 

Zunächst möchte ich auch persönlich Ihnen, lieber 
Herr Strohmann, meine herzlichen Glückwünsche 
zum Geburtstag aussprechen und ich möchte, viel-
leicht im historischen Kontext noch etwas wichti-
ger, allen Frauen hier im Saal, allen Bremerinnen 
und Bremerhavenerinnen, ganz herzliche Glück-
wünsche zum Internationalen Frauentag ausspre-
chen! Meine Damen und Herren, gerade heute, 
nicht nur heute, aber gerade heute ist es noch ein-
mal deutlich zu machen und deutlich zu werden, 
dass wir die Aufgabe haben, mit allem Nachdruck 
gemeinsam für die Gleichberechtigung der Ge-
schlechter einzutreten. Es ist notwendig, deutlich 
zu machen, dass wir persönlich und politisch alles 
tun, dieses Ziel zu erreichen. Gerade in Zeiten der 
Pandemie, die mit ihren wirtschaftlichen und sozi-
alen Folgen, die insbesondere auch Frauen treffen, 
deutlich gemacht hat, dass hier noch viel zu tun ist. 
Am heutigen 8. März also das klare Bekenntnis 
dazu, in Zeiten der Pandemie und in anderen Zei-
ten sich klar und deutlich für Geschlechtergerech-
tigkeit in unserer Gesellschaft einzusetzen. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Meine Damen und Herren, damit bin ich bei dem 
eigentlichen Thema, der Regierungserklärung. 
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Erst vor gut einer Woche habe ich im Vorfeld der 
Konferenz der Ministerpräsidentinnen und Minis-
terpräsidenten, MPK, mit der Kanzlerin eine Regie-
rungserklärung zur Pandemiebekämpfung hier im 
Parlament abgegeben. Wir haben unter anderem 
über Schutzstrategien in Kitas und Schulen disku-
tiert, über das Impfen, über die wachsende Bedeu-
tung des Testens und über Voraussetzungen und 
Bedingungen für vorsichtige Öffnungsschritte. Wir 
waren uns dabei immer der Fragilität unserer Über-
legungen bewusst. Denn eines haben wir in den 
letzten Monaten vielfach und schmerzhaft erfahren 
müssen: Die Pandemie bleibt unberechenbar, sie 
lässt sich nicht planen, sie lässt nicht mit sich ver-
handeln. 

Heute nun ist es unsere Aufgabe, im Nachgang die 
Ergebnisse der Bund-Länder-Konferenz und ihre 
Konsequenzen für das Land Bremen und seine bei-
den Stadtgemeinden zu diskutieren und zu bewer-
ten. 

Meine Damen und Herren, die Konferenz stand, 
strenggenommen, vor einer „Mission Impossible“: 
Sie musste einerseits einen Weg aufzeigen, bei 
dem der notwendige Infektionsschutz, der notwen-
dige Gesundheitsschutz der Bevölkerung auch 
weiterhin gewährleistet bleibt, gerade auch vor 
dem Hintergrund der spezifischen Gefahren, die 
von den neuen Varianten und Mutationen des Vi-
rus ausgehen. Denn die erreichten Erfolge bei der 
Eindämmung und bei der Bekämpfung der Pande-
mie dürfen auf keinen Fall verspielt werden. 

Andererseits war es notwendig, konkrete Öffnun-
gen und Lockerungen zu beschließen und klare 
Perspektiven für die Zukunft aufzuzeigen. Denn 
die Menschen sind zunehmend mürbe und vielen 
droht nach dem langen Lockdown, die Luft auszu-
gehen. Dabei geht es beileibe nicht nur darum, 
dass sie keine Lust mehr haben auf Verzicht, keine 
Lust mehr darauf haben, vorsichtig zu sein, sondern 
bei ganz vielen geht es schlicht um Fragen der so-
zialen und der wirtschaftlichen Existenz. 

Aus diesem Grund war es neben dem Gebot des 
Infektionsschutzes auch so erforderlich, ein Signal 
der Öffnung und damit ein Signal der Hoffnung 
auszusenden. Meine Damen und Herren, Sie mer-
ken und Sie wissen, das sind gegenläufige Anfor-
derungen, deshalb ja auch „Mission Impossible“ 
oder nahezu „Mission Impossible“. Wenn ich diese 
Ausgangslage bewerte, diese gegenläufigen An-
forderungen und Erwartungen, dann bin ich, das 
sage ich ganz offen, unter dem Strich mit allen Ein-
schränkungen und Vorbehalten nicht unzufrieden 

mit dem, auf das wir uns am vergangenen Mitt-
woch verständigt haben. 

Dabei ist mir vollkommen bewusst, dass die Bewer-
tung der Beschlüsse in Deutschland und auch in 
Bremen, hier vor Ort, ganz unterschiedlich ausfällt: 
Die einen finden alles zu schnell mit den Öffnun-
gen und Lockerungen, die anderen viel zu langsam 
und wieder andere sehen vor allem die vielen offe-
nen Fragen, beklagen die Unübersichtlichkeit und 
Überkomplexität der gefundenen Regelungen. Ich 
stehe deshalb hier ganz bestimmt nicht in der Er-
wartung, dass wir für unsere Entscheidungen hoch-
gelobt werden und viel Zuspruch, geschweige 
denn euphorische Zustimmung erhalten. Aber ich 
nehme für mich und meine Kolleginnen und Kolle-
gen in Anspruch, dass wir intensiv darum gerungen 
haben, alle Aspekte, alle gegenläufigen Aspekte 
gegeneinander abzuwägen und dass wir uns die 
Sache und die Entscheidung ganz sicher nicht 
leichtgemacht haben. 

Meine Damen und Herren, konkret hat sich die 
Bund-Länder-Konferenz auf das Ihnen bekannte 
fünfstufige Konzept geeinigt, das in den Stufen drei 
bis fünf auch noch je zwei Szenarien kennt, die von 
der Inzidenz abhängig sind. Grob gesagt sieht der 
Stufenplan zwei Wege der Lockerung vor: einen 
schnellen Weg mit größeren Schritten und einen 
langsameren Weg mit kleineren Schritten, wenn 
die Inzidenz zwischen 50 und 100 liegt. Wie gesagt, 
der schnellere Schritt und der schnellere Weg, 
wenn die Inzidenz unter 50 liegt. 

Das ist die Grundanlage des Konzeptes und auf je-
dem dieser beiden Wege soll es dann verschiedene 
Öffnungsschritte hintereinander geben und der je-
weils nächste Öffnungsschritt kann erst dann ge-
gangen werden, wenn sich beim vorhergehenden 
Öffnungsschritt gezeigt hat, dass die Infektionszah-
len nicht grundsätzlich und wesentlich ansteigen. 
Das ist die Logik, die im Kern, denke ich, einfache 
und nachvollziehbare Logik hinter allem, in der 
konkreten Ausgestaltung. 

Zugegebenermaßen ist es ein komplexes Modell, 
das die Bund-Länder-Konferenz da beschlossen 
hat. Dabei muss man ehrlicherweise sagen, dass 
beide Wege, ob der schnellere bei unter 50 und der 
langsamere zwischen 50 und 100 Inzidenz, nicht 
zwingend nur nach vorn, nur in eine Richtung füh-
ren. Natürlich hoffen wir alle auf ein stetiges Vo-
ranschreiten bei den Öffnungen und Lockerungen. 
Aber es kann auch sein, und niemand kann das 
ausschließen, dass das Infektionsgeschehen uns 
zwingt, wieder Schritte zurückzugehen. Auch das 
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gehört zur Logik von Stufenplänen. Dass sie nicht 
nur in die eine Richtung wirken, sondern dass sie 
bei einer Verschlechterung der Infektionslage auch 
in die andere Richtung wirken können. 

Und, auch das gehört zur Wahrheit dazu: Allen Pla-
nungen zum Trotz werden wir in Bremen unsere 
Entscheidung nicht völlig autonom treffen können. 
In bestimmten Bereichen, insbesondere im Bereich 
des Einzelhandels, sind wir auf eine enge Abstim-
mung mit dem Land Niedersachsen und mit unse-
ren Nachbargemeinden angewiesen, um kontra-
produktiven grenzüberschreitenden Einkaufstou-
rismus zu verhindern. Wie das im Einzelnen dann 
genau aussieht, bei welchen Inzidenzkonstellatio-
nen, das bleibt abzuwarten, aber es ist dringend er-
forderlich, sich deutlich zu machen: Ohne abge-
stimmtes Vorgehen – vielleicht nicht im Bereich des 
Kindersports, da kann man eigenständig vor Ort 
entscheiden –, insbesondere im Bereich des Einzel-
handels, kann und wird die Sache nicht funktionie-
ren. 

Meine Damen und Herren, leider erlaubt es das In-
fektionsgeschehen im Land Bremen wie in der gro-
ßen Mehrheit der anderen Bundesländer auch der-
zeit nicht, den schnellen Weg der Lockerung zu be-
schreiten. Die Inzidenz liegt weder im Land noch in 
einer der Stadtgemeinden stabil unter 50 und es ist 
ehrlicherweise auch nicht abzusehen, dass dieser 
Zustand in den nächsten Tagen erreicht werden 
wird. Eine stabile Lage unter 50 – nicht, dass man 
einmal an einem Tag darunterliegt, sondern dass es 
stabil unter 50 liegt –, lässt sich im Moment von nie-
mandem prognostizieren. Die Entwicklung der 
Zahlen war in den letzten Tagen auch durchaus 
eineindeutig. 

Gleichwohl – das möchte ich an dieser Stelle her-
vorheben – sind schon jetzt wichtige Öffnungen 
und Lockerungen möglich, nämlich weil sie inzi-
denzunabhängig sind oder weil sie an eine Inzi-
denz zwischen 50 und 100 geknüpft sind, die an et-
lichen Punkten dem entsprechen, was wir das 
letzte Mal hier in der Bürgerschaft diskutiert ha-
ben. Zu nennen sind insbesondere: Erste Öffnungs-
schritte im Handel durch die Einbeziehung der 
Buchläden, Blumenläden und Gartenmärkte in den 
Kreis der Geschäfte des täglichen Bedarfs und vor 
allem durch die Ermöglichung des sogenannten 
Termin-Shoppings. Das ist sicherlich nicht für alle 
Händler der große Wurf, aber für viele doch ein ers-
ter Schritt in die richtige Richtung. 

Zweitens sind die Lockerungen bei den körperna-
hen Dienstleistungen zu nennen, die über die Wie-
deraufnahme des Friseurbetriebs hinausgehen, der 
Einstieg in die Öffnung beim Sport, insbesondere 
für Kinder, erste kontrollierte Öffnungen in Gale-
rien und Museen und vor allem behutsame Locke-
rungen bei den Kontaktbeschränkungen. Das war 
ja ein Punkt, den haben wir ja beim letzten Mal in-
tensiv diskutiert und das war der Wunsch aller 
Fraktionen, bei Unterschieden im Detail, dass sich 
da etwas tun sollte, weil die bisher geltende Rege-
lung „ein Haushalt und eine zusätzliche Person“ 
durch die Bank als wenig praktisch und lebensnah 
empfunden wurde. 

Wenn sich jetzt wieder fünf Personen aus zwei 
Haushalten treffen können, dann ist das ganz si-
cher keine übertrieben große Lockerung und 
manch einer hätte sich sicherlich noch mehr ge-
wünscht, aber im praktischen Leben macht es doch 
einiges leichter: Künftig nämlich können beispiels-
weise Familien wieder ihre Großeltern einladen o-
der besuchen und zwei befreundete Paare dürfen 
sich wieder treffen, ohne dass sie vorher die Münze 
werfen müssen, um zu entscheiden, wer von den 
vieren heute Abend zu Hause bleiben muss. 

Einige der genannten Öffnungen und Lockerungen 
sind derzeit noch auf die Stadt Bremen beschränkt, 
weil die Inzidenz in Bremerhaven über dem Wert 
von 100 liegt. Aber wenn ich mir die Entwicklung 
der letzten Tage anschaue, dann bin ich optimis-
tisch, dass sich das demnächst ändern wird. Dar-
über bin ich sehr erleichtert und das freut mich für 
die Seestadt, denn glauben Sie mir, ich weiß aus 
eigener Erfahrung nur zu gut, wie hohe und sehr 
hohe Infektionszahlen an den Nerven aller Betei-
ligten zerren. Das ist keine Situation, in der man 
sich gern befindet. 

Meine Damen und Herren, um bei allen Öffnungs-
schritten die Risiken von neuen Infektionsketten so 
gering wie möglich zu halten, sind wir mit den An-
bietern zweier Apps im Gespräch, die die Kontakt-
nachverfolgung im Falle einer Infektion deutlich 
erleichtern würden. Dazu gehört die App „Luca“, 
ein bundesweites Angebot, das eher für größere 
Veranstaltungen konzipiert worden ist, dazu ge-
hört aber auch die App „Gast Bremen“ – eine Ent-
wicklung im Auftrag der Bremer Gastro Gemein-
schaft e. V., die sich eher für kleine und mittelgroße 
Restaurants und Kneipen eignet. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich, obwohl 
ich es schon bei der letzten Regierungserklärung 
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getan habe, noch ein paar Worte zum Impfen sa-
gen, dem Hoffnungssignal in der Pandemie 
schlechthin, und wir haben ja auch auf der Bund-
Länder-Konferenz einige Zeit mit der Diskussion 
über dieses Thema verbracht. Viele hat es viel-
leicht überrascht, aber in Bremen funktioniert das 
nach wie vor relativ sehr gut. Relativ sage ich, weil 
im Vergleich zu dem, was in Israel erreicht wurde, 
insgesamt die Situation in Deutschland ja noch ein 
gewisses Nachholbedürfnis aufweist. Trotzdem 
muss man sagen: Unser Bundesland liegt nicht nur 
im Vergleich aller Länder seit Tagen an der Spitze, 
hat also im Verhältnis zur Einwohnerzahl insge-
samt die meisten Impfungen vorgenommen, unsere 
Impfzentren sind auch – und das ist für die Akzep-
tanz und die Impfgeschwindigkeit nicht zu unter-
schätzen – bislang weder durch Pannen beim Imp-
fen noch bei der Terminvergabe aufgefallen. Wäh-
rend andernorts von vielen Beschwerden zu hören 
ist, funktioniert die Organisation bei uns weitge-
hend reibungslos. Und das, obwohl seit eineinhalb 
Wochen zudem auch noch die Beschäftigten in 
Kitas, Grundschulen und Förderschulen geimpft 
werden. 

Mein ganz herzlicher Dank geht daher noch einmal 
an alle Beteiligten. Die Zusammenarbeit von Staat, 
Hilfsorganisationen und Wirtschaft bei der Organi-
sation der Impfkampagne ist in dieser Form einma-
lig in Deutschland und klappt hervorragend und 
darauf können wir zu Recht stolz sein! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Wichtig ist vor allem: Die Impfstofflieferungen neh-
men jetzt langsam Fahrt auf. Wenn den Ankündi-
gungen auch Lieferungen folgen, hat BioNTech al-
lein für diesen Monat rund 33 000 Dosen angekün-
digt, Moderna gut 8 000, AstraZeneca über 25 000. 
Weitere Impfstoffe stehen kurz vor der Zulassung 
und deshalb ist es gut, dass wir vorbereitet sind und 
die Kapazität in unseren Impfzentren kurzfristig 
weiter hochfahren können. 

In etwa zwei Wochen werden wir auch die Hallen 
4, 5 und 6 des Bremer Messezentrums zum Impf-
zentrum umbauen, allein in der Stadt Bremen 
könnten wir dann bis zu 17 000 Dosen Impfstoff 
täglich verimpfen und wenn wir einmal den Impf-
stoff in der Menge haben, dass wir diese Kapazität 
ausfahren können, dann reden wir tatsächlich nicht 
davon, dass wir bis zum Ende des Sommers das 
Durchimpfen hinbekommen haben, sondern dann 
reden wir davon, dass wir das im Sommer hinbe-
kommen – immer vorausgesetzt, dass tatsächlich 

der Impfstoff in den versprochenen Mengen auch 
geliefert wird. 

Meine Damen und Herren, in manchen Medien ist 
deshalb, wegen dieser Zahl, von Deutschlands 
größtem Impfzentrum die Rede. Ich habe das, ehr-
lich gesagt, nicht nachgeprüft, es ist auch nicht so 
wichtig; entscheidend ist, dass in Bremen und Bre-
merhaven die Menschen, so schnell es geht, vor 
dem Virus geschützt werden. Ganz konkret mer-
ken das schon jetzt viele Erzieherinnen und Erzie-
her, Lehrerinnen und Lehrer. In der Stadt Bremen 
sind mehr als 3 000 Erzieherinnen und Erzieher ge-
impft, weitere 2 000 haben einen sicheren Termin 
vereinbart. Von den Lehrkräften haben etwa 3 000 
einen Termin und die ersten auch schon eine Imp-
fung. In Bremerhaven, das sei ergänzt, geht es auch 
in dieser Woche los. 

In Bremen und Bremerhaven werden Ende dieser 
Woche alle über 80-Jährigen eine Einladung zu ei-
nem Impftermin bekommen haben und – nachdem 
der Bund endlich die Voraussetzungen geschaffen 
und die Impfverordnung entsprechend angepasst 
hat – es werden jetzt auch die Menschen mit Vor-
erkrankungen kurzfristig einen Impftermin ange-
boten bekommen, weil wir von den Krankenkassen 
die entsprechenden Daten erhalten können. 

Damit noch mehr Menschen so schnell wie möglich 
zumindest eine Erstimpfung erhalten können, hat 
die Bund-Länder-Konferenz beschlossen, die Inter-
valle zwischen der Erst- und der Zweitimpfung so 
weit wie möglich auszudehnen. Und die Ständige 
Impfkommission hat sich – wie ich finde: richtiger-
weise – dafür entschieden, den AstraZeneca-Impf-
stoff nun auch für Menschen zu empfehlen, die äl-
ter als 65 sind. Beides wird dazu beitragen, dass wir 
mehr Tempo beim Impfen insbesondere unserer äl-
teren und vorerkrankten Mitbürgerinnen und Mit-
bürger machen können. 

Schließlich und abschließend sprechen wir auch 
mit den niedergelassenen Ärzten, wie sie die Impf-
kampagne nach Kräften unterstützen und die Impf-
zentren entlasten können, insbesondere sobald 
Impfstoff in ausreichender Menge vorhanden ist. 
Sie sehen, meine Damen und Herren, das gibt 
durchaus ein rundes Bild. Bremen ist beim Impfen 
auf einem guten Weg! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, neben dem Impfen ist 
die zweite Säule, die es uns erlaubt, jetzt weitere 
Öffnungs- und Lockerungsschritte zu gehen, das 
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Testen. Der Einsatz von Schnelltests – ob in der 
Form des Fremdschnelltests oder des Selbstschnell-
tests – kann dazu beitragen, Räume zu schaffen, in 
denen sich die Menschen wieder sicherer bewegen 
können. Konkret haben Bund und Länder deshalb 
am vergangenen Mittwoch vereinbart, dass allen 
Schülerinnen und Schülern und allen Beschäftig-
ten in Schulen und Kinderbetreuung einmal pro 
Woche ein Schnelltest angeboten werden soll. Da-
mit wird nachvollzogen, was wir in Bremen bereits 
beschlossen und eingeleitet haben, mit einem 
wichtigen Unterschied: Hier sollen es sogar zwei 
Tests pro Woche sein. Die Senatorin für Kinder und 
Bildung hat deshalb bereits 1,3 Millionen dieser 
Schnelltests eingekauft, die einen wesentlichen 
Beitrag dazu leisten sollen, den Präsenzunterricht 
unter Pandemiebedingungen sicherer zu machen. 

Auch alle anderen Beschäftigten des öffentlichen 
Dienstes sollen, soweit sie nicht im Homeoffice ar-
beiten, die Möglichkeit bekommen, sich kostenlos 
testen zu lassen, zunächst einmal pro Woche. Bre-
men ist sich da seiner Verantwortung als Arbeitge-
ber sehr wohl bewusst und nimmt diese Rolle an. 
Wir erwarten aber – im Einklang mit den Beschlüs-
sen der Bund-Länder-Konferenz – dass auch alle 
anderen Arbeitgeber ihrer Verantwortung gerecht 
werden und ihren Beschäftigten mindestens einmal 
pro Woche einen Schnelltest anbieten. Das dient 
nicht nur dem Gesundheitsschutz der Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter, sondern das hilft insgesamt 
bei der Bekämpfung der Pandemie. Das ist nicht 
nur eine unternehmensbezogene, sondern auch 
eine gesellschaftspolitische Aufgabe. 

Außerdem haben sich Bund und Länder dazu ver-
pflichtet, es spätestens ab Anfang April allen Bür-
gerinnen und Bürgern zu ermöglichen, sich einmal 
pro Woche kostenlos testen zu lassen, auch wenn 
sie nicht bei einem Unternehmen beschäftigt sind, 
das dies anbietet, und wenn sie die Tests nicht in 
der Schule oder in der Kita erhalten. Wichtig ist da-
bei, dass der Bund seine Zusagen zur Finanzierung, 
zur Unterstützung bei der Beschaffung sowie ins-
besondere zur Zulassung von Tests zeitnah einhält. 

Der Senat wird sich morgen damit befassen, wo 
sich die Menschen in Bremen und Bremerhaven 
testen lassen können, und alles daransetzen, dass 
schon in dieser, spätestens aber in der folgenden 
Woche regelmäßige Schnelltests angeboten wer-
den. Es sieht jetzt danach aus, dass mit den ersten 
Testzentren die Verträge so geschlossen werden, 
dass es hier in Bremen schon ab Mittwoch möglich 
ist, das Angebot einer kostenlosen Schnelltestung 
wahrzunehmen. Damit sind wir dann sehr zeitnah 

mit der Umsetzung dabei. Ob das dann schon die 
Endzahl der Testzentren sein wird oder ob die sich 
dann in den nächsten Tagen noch weiter erhöhen 
wird, ich glaube, Letzteres wird der Fall sein –das 
Ziel ist, schon ab dem 10. März ein Angebot zu ha-
ben für alle Bürgerinnen und Bürger, wo sie sich 
kostenlos testen lassen können. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, mit der Kombination 
aus mehr impfen und mehr testen legen wir die 
Grundlage dafür, die Pandemie endgültig in den 
Griff zu bekommen, legen wir die Grundlage dafür, 
dass die Inzidenzzahlen stabil bleiben oder mög-
lichst sinken, legen wir die Grundlage für Öffnun-
gen und Lockerungen. 

Richtig ist aber auch: Gewinner erkennt man im 
Ziel und nicht auf der Strecke und endgültig ge-
wonnen, meine Damen und Herren, ist ja leider 
noch nichts. Ich habe es eben schon betont, die 
Pandemie bleibt unberechenbar. Wir hoffen es 
nicht, aber wir wissen es nicht, wie sich die zukünf-
tige Entwicklung gestalten wird. 

Und noch einmal in aller Deutlichkeit: Sollten die 
Infektionszahlen in den nächsten Wochen wieder 
deutlich ansteigen, dann werden wir auch wieder 
Schritte zurückgehen müssen. Es ist so: Die Öff-
nungen unter den Bedingungen von Impfen und 
Testen sind notwendig, um eine Perspektive zu 
bieten, aber da der Infektionsschutz weiter not-
wendig bleibt, ist es wichtig, sich das Infektionsge-
schehen immer genau anzusehen und zu schauen, 
wie es sich entwickelt. Diese Ehrlichkeit muss im-
mer da sein, weil man ja sonst hinterher sagt: Wieso 
habt ihr eure Meinung denn geändert? Vor drei 
Wochen wolltet ihr doch noch das und jetzt macht 
ihr etwas anderes. Ja, wenn sich die Sachlage än-
dert, meine Damen und Herren, dann müssen sich 
natürlich auch die Maßnahmen ändern, alles an-
dere wäre hochgradig irrational. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Aber wir wollen natürlich nicht, dass es so weit 
kommt. Wir wollen das vermeiden, wir wollen, dass 
wir auf dem Weg der Öffnung und der Lockerung 
voranschreiten können und nicht, dass wir wieder 
eine Rolle rückwärts machen müssen, und deshalb, 
meine Damen und Herren: Lassen Sie uns weiter-
hin vorsichtig und umsichtig sein. Lassen Sie uns 
weiterhin verantwortungsvoll handeln. Lassen Sie 
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uns die jetzt eröffneten Perspektiven nicht leicht-
sinnig aufs Spiel setzen. – Ich danke Ihnen für Ihre 
Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Thomas Röwekamp. 

Abgeordneter Thomas Röwekamp (CDU): Sehr 
geehrter Herr Präsident, meine sehr verehrten Da-
men und Herren! Wer auch immer in Deutschland, 
in Bremen seinen Amtseid für ein öffentliches Amt 
leisten muss, auf das Grundgesetz oder unsere Lan-
desverfassung, muss geloben oder schwören, Scha-
den von der Bevölkerung abzuwenden und den 
Nutzen für die Bevölkerung zu mehren. So oder 
ähnlich steht es in allen Verfassungen der Länder 
und so oder ähnlich lässt sich auch das Spannungs-
feld beschreiben, in dem wir als Abgeordnete der 
Bremischen Bürgerschaf – aber auch die Landesre-
gierung und natürlich die Bundesregierung – un-
sere derzeitigen Handlungen ausrichten. 

So differenziert die Lage auf der Welt, in Europa 
und Deutschland ist, so differenziert waren auch 
die Erwartungen an die Runde der Ministerpräsi-
dentinnen und Ministerpräsidenten mit der Bun-
deskanzlerin am vergangenen Mittwoch und auch 
wir haben in der davor stattgefundenen Parla-
mentssitzung viel Einigkeit gefunden. Insbeson-
dere haben wir eines gemeinsam für notwendig er-
achtet, nämlich, dass es weiterhin gelingt, dass die 
fortdauernden Maßnahmen, die gerade im Hin-
blick auf die Grundrechte der Menschen in Bre-
men, Bremerhaven, aber auch in Gesamtdeutsch-
land von erheblichem Gewicht sind, abgestimmt 
und einheitlich erfolgen. Das war, ich war nicht da-
bei, aber nach übereinstimmenden Berichten von 
Teilnehmern der Konferenz, am Mittwoch nicht 
ganz einfach zu vereinbaren, weil die Ausgangssi-
tuationen in den jeweiligen Ländern natürlich un-
terschiedlich sind, und deswegen die Erwartungs-
haltungen an das, was man gemeinsam verabreden 
kann, auch sehr unterschiedlich waren. Ich bleibe 
dabei, wie bisher auch: Diese Pandemie lässt sich 
nur dann bekämpfen, wenn wir weiter im engen 
Schulterschluss der Bundesländer, abgestimmt mit 
den Maßnahmen der Bundesregierung, gemein-
sam an einem Plan arbeiten, und deswegen begrü-
ßen wir es als CDU-Fraktion, dass es am Mittwoch 
wieder gelungen ist, trotz aller unterschiedlichen 
Bewertungen zu einer gemeinsamen Verständi-
gung zu kommen. Ganz herzlichen Dank dafür, 
meine sehr verehrten Damen und Herren! 

(Beifall CDU) 

Ich bekenne aber genauso freimütig, dass mich von 
dem, was dort beschlossen worden ist, nicht alles 
überzeugt. Ich hatte für die CDU-Fraktion schon 
bei der Verschärfung der Kontaktbeschränkungen 
vor Weihnachten angemerkt, dass wir keinen 
Mehrwert darin sehen, die Kontakte gerade über 
die Feiertage noch weiter, auf lediglich eine wei-
tere Person aus einem anderen Haushalt, zu be-
schränken, und wir uns gewünscht hätten, dass es 
bei den bis dahin geltenden Kontaktbeschränkun-
gen, die seit gestern wieder gelten, bleibt. 

Ich glaube unverändert, dass der massivste Grund-
rechtseingriff in der Beschränkung der Menschen 
in ihren Begegnungen, ihren sozialen Kontakten, 
ihrer persönlichen Freiheit liegt. Bei allem Ver-
ständnis auch für die weiteren Einschränkungen 
der Religionsfreiheit, des Rechts auf Berufsausbil-
dung, Berufsausübung und alles, was wir aus dem 
Grundrechtskatalog kennen: Menschen vorzu-
schreiben, mit wem sie sich treffen können, ist un-
verändert der gravierendste Eingriff. Ich hätte mir 
gewünscht, dass die Ministerpräsidentenkonferenz 
auch dafür einen weiteren Stufenplan vorlegt. Wir 
wissen jetzt, fünf Personen aus zwei Haushalten ist 
wieder möglich, aber ich sage, für die CDU-Frak-
tion muss auch bei weiteren Öffnungsschritten eine 
weitere Lockerung der Kontaktbeschränkungen an 
allererster Stelle stehen. 

Die zweite Kritik an dem Stufenplan, der verabre-
det worden ist, ist, dass unverändert ausschließlich 
auf die Inzidenz als Bewertungsmaßstab abgestellt 
wird. Das war zu Beginn der Pandemie richtig, als 
es darum ging, sicherzustellen, dass unsere Ge-
sundheitsbehörden in der Lage sind, die Kontakt-
rückverfolgung zu gewährleisten. Wir wissen, dass 
dieses System im letzten Jahr zwischendurch auch 
in Bremen vollständig außer Kontrolle geraten ist, 
aber nach übereinstimmenden Angaben aus den 
meisten Gesundheitsämtern ist diese Rückverfol-
gung wieder uneingeschränkt möglich. 

Aber, meine Damen und Herren, es gibt mittler-
weile weitere Entwicklungen, die es erforderlich 
und, wie vom RKI empfohlen, auch notwendig ma-
chen, zusätzliche Faktoren in die Bewertung der 
derzeitigen Gefährdung durch die Pandemie ein-
fließen zu lassen. Da ist zunächst einmal die Frage 
der Auslastung unserer Intensivbettkapazitäten. 
Nach dem heutigen Bericht nimmt Bremen übri-
gens seit Tagen schon, heute mit Berlin gemein-
sam, einen unverändert besorgniserregenden Spit-
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zenplan ein. Außer in Berlin und Bremen sind nir-
gendwo so viele Intensivbetten gebunden durch 
COVID-19-Patienten. Das hat natürlich auch seine 
Ursache in der oberzentralen Funktion, dass wir 
diese Kapazitäten nicht nur für Bremerinnen und 
Bremer und Bremerhavenerinnen und Bremer-
havener zur Verfügung stellen, sondern auch für 
die Versorgung der uns umgebenden Landkreise. 
Aber es bleibt dabei, dass das natürlich ein besorg-
niserregender Faktor ist. Wenn der Anteil der beat-
meten Patienten auf Intensivstationen noch weiter 
als über 60 oder in Berlin jetzt über 70 Prozent 
steigt, kommen wir mit den Versorgungsqualitäten 
und den Versorgungsmöglichkeiten für diese Not-
fälle in Bedrängnis und das wäre der größte anzu-
nehmende Unfall. Wir haben hierüber im Parla-
ment schon mehrfach gesprochen: Wir dürfen nicht 
in die Situation geraten, dass Ärzte darüber ent-
scheiden müssen, welches Leben sie retten und 
welches sie aufgeben müssen, meine Damen und 
Herren! 

(Beifall CDU, DIE LINKE) 

Die Rückverfolgbarkeit bleibt ein ganz wesentli-
ches Kriterium. Wir sehen gerade in Bremerhaven, 
wie schnell es aufwärts und wieder abwärts gehen 
kann, und zwar nicht, weil sie einen flächende-
ckenden Ausbruch in der Stadtgemeinde Bremer-
haven haben, sondern wie wir Infektionsherde klar 
in einem bestimmten Pflegeheim – das kann man, 
glaube ich, an dieser Stelle sagen – und zwei bis 
drei lebensmittelverarbeitenden Betrieben ein-
grenzen können. Wenn wir dort die Rückverfolg-
barkeit lückenlos garantieren können, gibt es auch 
weniger Anlass zu sagen: Wir müssen jetzt 
115 000 Einwohnerinnen und Einwohner in zusätz-
liche Quarantänemaßnahme oder Ausgangsbe-
schränkungen – oder was auch immer ab einer In-
zidenz ab 200 gegebenenfalls erforderlich sein 
sollte – zwingen. Deswegen bleibt die Rückverfolg-
barkeit unverändert auch für die Frage, welche 
grundrechtsbeschränkenden Maßnahmen können 
wir lockern und welche können wir zurückneh-
men, ein ganz entscheidendes Kriterium. Ich hätte 
mir daher gewünscht, dass das Modell des Robert-
Koch-Instituts, so komplex es auch ist, stärkeren 
Eingang in die Beratung zwischen der Bundes-
kanzlerin und den Ministerpräsidentinnen und Mi-
nisterpräsidenten der Länder gefunden hätte. Ich 
weiß, dass das diskutiert worden ist, Herr Bürger-
meister, und dass die Auffassungen dazu sehr un-
terschiedlich waren. Ich weiß auch, dass auch das 
nicht der Weisheit letzter Schluss ist, weil das na-
türlich in dem Moment, in dem wir insbesondere 

durch niedersächsische Patienten eine hohe Aus-
lastung an Intensivbetten haben, wenig über das 
Infektionsgeschehen in unserem Bundesland aus-
sagt. Aber ich hätte mir gewünscht, es wäre auf je-
den Fall aus unserer Sicht besser gewesen, dieses 
differenzierte Bewertungssystem zum Maßstab zu 
nehmen anstatt der Inzidenz, zumal es zunehmend 
Verwirrung darüber gibt, welche Zahl richtig ist. In 
den Entwürfen, die bekannt geworden sind, galt 
als Stufe für Lockerungen eine 7-Tage-Inzidenz 
von unter 35, daraus wurde jetzt unter 50. 

Ich vermute, das hängt damit zusammen, dass Kri-
tik an der reinen Inzidenzlastigkeit der Analyse ge-
äußert worden ist, so ist es zumindest von Teilneh-
mern berichtet worden, aber es bleibt trotzdem 
eine gegriffene Zahl, die aus Sicht unserer Fraktion 
die Wirklichkeit des Infektionsgeschehens nur ein-
geschränkt abbildet. Wir haben deswegen die 
Hoffnung, dass bei den weiteren Beratungen, Herr 
Bürgermeister, am 22. März noch einmal der Ver-
such unternommen wird, einem Lockerungsplan 
ein differenzierteres und stärker auf die jeweiligen 
Infektionsgeschehen ausgerichtetes Bewertungs-
system zugrunde zu legen, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall CDU) 

Die Regelung, welche Bereiche jetzt von den weit-
reichenden Grundrechtseinschränkungen Stück 
für Stück ausgenommen werden, ist aus Sicht der 
CDU-Fraktion auch nicht durchweg gelungen. Die 
Kritik dazu hat Sie alle erreicht. Vielleicht können 
Sie mir helfen, was ich dem Einzelhändler sagen 
soll, warum ein Büchergeschäft öffnen kann und 
ein Schuhgeschäft nicht. Ich für mich persönlich 
kann das gut erklären, ich bin öfter im Buchge-
schäft als im Schuhgeschäft, mir kommt die Rege-
lung entgegen, aber so richtig mit dem Infektions-
geschehen vereinbar und erklärbar ist das alles 
nicht. Deswegen hätte ich mir gewünscht, dass es 
gelungen wäre, nicht so sehr auf einzelne Sektoren 
der Wirtschaft zu blicken, sondern insgesamt Krite-
rien zu entwickeln, wie alle gleichermaßen, wenn 
auch in kleinen Schritten, von Lockerungen profi-
tieren können. Oder nehmen Sie das Beispiel Au-
ßensport. Auch da gilt für mich persönlich, ich ma-
che öfter Außensport, als dass ich in der Außen-
gastronomie esse. Warum jetzt Außensport mit ei-
ner Gruppe möglich ist, aber die Bewirtung in der 
Außengastronomie mit Hygienekonzept nicht mög-
lich sein soll, das wiederum kann ich nur schwer 
vermitteln und erklären. Das alles führt dazu, dass 
ich sage, es ist aus meiner Sicht falsch, ungerecht 
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und schwer zu vermitteln, dass wir die Beschrän-
kungen nicht für alle gleichermaßen zurückneh-
men, sondern es sektoral machen, meine Damen 
und Herren. Auch hier hätte aus Sicht der CDU-
Fraktion ein breiter angelegtes Stufenkonzept eine 
höhere Akzeptanz bei den Menschen gefunden. 

(Beifall CDU) 

Ja, der Schlüssel gegen die Pandemie ist das Imp-
fen. Ich bin sicher, wir werden zu gegebener Zeit 
noch weiter aufarbeiten, wer wann welche Impfdo-
sen bestellt, ausgeliefert, verfügt, reserviert hat und 
ob es schlauer gewesen wäre, einen deutschen Al-
leingang zu wagen, als mit der Europäischen Union 
gemeinsam diesen Weg zu bestreiten. Ich bleibe 
dabei, auf alles gesehen, glaube ich, ist es richtig 
und vernünftig, dass wir in Europa zusammenge-
blieben sind, dass wir keinen Wettbewerb der Län-
der eröffnet haben, wer den schnellsten und viel-
leicht auch dann den teuersten Impfstoff bestellt. 

(Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: Teurer ist es 
nicht, zu impfen!) 

Nein, aber teurer ist es, höhere Preise zu bezahlen, 
weil man schnell und viel geliefert bekommen will, 
wie es beispielsweise Länder, die jetzt immer wie-
der genannt werden, wie Israel, gemacht haben. 
Die haben einen deutlich höheren Preis gezahlt, im 
Übrigen nicht nur in Geld, sondern auch, indem sie 
vollständige Gesundheitsdaten ihrer Einwohnerin-
nen und Einwohner Pharmaunternehmen überlas-
sen haben und damit sozusagen gläserne Verhält-
nisse bei der Bevölkerung Israels geschaffen ha-
ben. Ob das für uns ein gangbarer Weg gewesen 
wäre? Mit den Grünen sicher nicht, da bin ich mir 
ganz sicher, aber auch insgesamt, glaube ich, muss 
man sich immer überlegen, welchen Preis man 
zahlt. 

Ich kann nur sagen, ich bin froh, dass das Impfen 
an Fahrt gewinnt. Ich freue mich, dass Bremen bis-
her bei der Impfquote vorne dabei ist, verbinde da-
mit aber die Erwartung, dass das auch in Anbe-
tracht der jetzt zu erwartenden großen Mengen an 
Impfstoff so bleibt, Herr Bürgermeister. Auch wenn 
es im Impfzentrum organisatorische Veränderun-
gen geben sollte – das Modell, das Sie eben als so 
erfolgreich beschrieben haben, wird hinter den Ku-
lissen verändert werden –, haben wir als CDU-
Fraktion die Erwartung, dass alle Impfdosen, die 
nach Bremen und Bremerhaven geliefert werden, 
auch tatsächlich und zeitnah verimpft werden. Wir 
müssen das sicherstellen! 

(Beifall CDU) 

Das gilt auch für das Testen. Auch da wird sicher-
lich irgendwann noch einmal geschaut werden 
können, wann waren welche Schnelltests welcher 
Qualität zugelassen, bestellt, beschafft, geliefert 
und angewendet, aber ich will an dieser Stelle auch 
noch einmal sagen, dass wir zurzeit in Deutschland 
in dieser Lage vieles möglich machen, was noch vor 
zwei Jahren völlig unvorstellbar gewesen wäre. 
Dass die Bundesregierung die Zusage gibt, die Bür-
gertests vollständig zu bezahlen, reiht sich ein in 
eine Kaskade von Entscheidungen: Die Gesund-
heitsämter, die kommunalen Gesundheitsämter 
mit Mitteln des Bundes personell aufzurüsten, Ein-
nahmeausfälle bei den kommunalen Krankenhäu-
sern und allen frei gemeinnützigen Einrichtung aus 
Bundesmitteln zu ersetzen, sie reiht sich darin ein, 
dass es plötzlich über Nacht möglich war, iPads für 
alle Schülerinnen und Schüler und Lehrkräfte zu 
beschaffen, übrigens auch aus Mitteln des Bundes. 
Also, wir bringen und würfeln unseren Föderalis-
mus zurzeit, was Kompetenzen und Finanzierungs-
wege betrifft, ganz ordentlich durcheinander, 
meine Damen und Herren. 

(Zuruf Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]) 

Deswegen bin ich froh, dass der Bund letzte Woche 
Mittwoch in der Konferenz die Zusage gegeben 
hat, diese freiwilligen Tests auch zukünftig einmal 
die Woche vollständig zu bezahlen. Das ist richtig, 
damit auch hier überall in Deutschland die glei-
chen Maßstäbe gelten, vom Norden bis zum Süden. 

(Beifall CDU) 

Ich gebe zu, ich hätte mir gewünscht, dass Bremen 
auf diesen Schritt so vorbereitet gewesen wäre wie 
Hamburg, Bayern oder Berlin, um einmal drei poli-
tische Pole aus unserem föderalen Konstrukt zu 
nehmen. Berlin und Hamburg bieten diesen Test 
seit heute an, Bayern bietet den kostlosen Schnell-
test schon sehr viel länger einmal die Woche an. Es 
wäre schön gewesen, Herr Bürgermeister, wir wä-
ren auch schon heute mit am Start gewesen, wie es 
Ihr Amtskollege in Hamburg geschafft hat. Aber 
wenn Sie diese Woche bis Mittwoch noch nachle-
gen, glaube ich, kann man das noch verkraften. 
Aber ich will die Erwartungshaltung ausdrücklich 
auch für die CDU-Fraktion deutlich machen: Mit 
diesen Schnelltests hängt nicht nur die Frage der 
weiteren Öffnungsschritte hinsichtlich der Grund-
rechtseinschränkungen zusammen, sondern davon 
hängt auch die Akzeptanz der ganzen Maßnah-
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men, die wir miteinander besprechen, ab und des-
wegen ist es ganz entscheidend, dass wir auch 
beim Testen schneller werden, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren. 

Lassen Sie mich am Schluss aus gegebenem Anlass 
und unter Bezug auf meinen Redeanfang vielleicht 
noch sagen: Schaden von der Bevölkerung abzu-
wenden und ihren Nutzen zu mehren, beschreibt 
den Spagat zwischen weiter vertretbaren Be-
schränkungen von individuellen Freiheiten auf der 
einen Seite und dem Gesundheitsschutz auf der an-
deren Seite. Ich finde, dass die Besprechung mit 
der Bundeskanzlerin und mit den Ministerpräsi-
dent*innen diesen Erwartungen im Saldo gerecht 
worden ist. Klar, die beiden Pole werden damit 
nicht zufrieden sein. Die Epidemiologen und Wis-
senschaftler halten diese Öffnungen für zu weitge-
hend, die Betroffenen, insbesondere die Verbände 
und die Wirtschaft, halten sie in Teilen für nicht 
ausreichend. Der politische Kompromiss ist immer 
der Ausgleich unterschiedlicher Interessen und 
kann deswegen weder die einen noch die anderen 
Erwartungen vollständig erfüllen. 

Die Debatte der letzten Stunden zeigt aber auch, 
dass nicht jeder Amtsträger diesen Spagat, den 
Nutzen der Bevölkerung zu mehren und Schaden 
von ihr abzuwenden, so verstanden hat, wie er ei-
gentlich in den Verfassungen der Länder gemeint 
ist. Deswegen will ich an dieser Stelle ausdrücklich 
sagen: Den Abgeordneten, denen es nicht darum 
ging, den Nutzen ihrer Entscheidung für die Bevöl-
kerung zu mehren, sondern den Nutzen für sich 
selbst zu mehren, haben in unserem demokrati-
schen System keinen Platz, meine sehr verehrten 
Damen und Herren! 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE, FDP) 

Es ist nicht nur persönlich unanständig und eine in-
dividuelle Verfehlung, sondern wer glaubt, dass er 
als Parlamentarier in einer Notlage mit der Not der 
Menschen auch noch Geschäfte und Gewinne ma-
chen kann, hat in den deutschen Parlamenten 
nichts verloren, und deswegen distanzieren wir als 
CDU-Bürgerschaftsfraktion uns geschlossen von 
den ehemaligen Kolleginnen und Kollegen, die das 
in der CDU/CSU-Bundestagsfraktion mit der De-
mokratie und mit dem Nutzen für die Allgemein-
heit nicht so richtig ernst genommen und sich per-
sönlich bereichert haben, meine Damen und Her-
ren. 

(Beifall CDU, DIE LINKE) 

Abschließend lassen Sie mich sagen, wir werden 
zeitnah wieder miteinander reden müssen. Am 22. 
März wird die nächste Konferenz der Ministerprä-
sidenten und Ministerpräsidentinnen mit der Bun-
desregierung stattfinden und da wird es darum ge-
hen, zu evaluieren, wie sich die bisherigen vorsich-
tigen Maßnahmen in den nächsten Tagen entwi-
ckelt haben werden. Ja, ich sehe mit großem Inte-
resse die Freude in Schleswig-Holstein, dass der 
Einzelhandel wieder öffnen kann, weil die schon 
seit Wochen eine stabile Inzidenz unter 50 haben. 
Aber machen wir uns nichts vor, meine Damen und 
Herren, der Eindruck, dass die Pandemie damit be-
wältigt sei, der täuscht. Es wird noch eine ganze 
Zeit lang dauern, bis das Leben so zurückkehrt, wie 
es vor über einem Jahr unseren Alltag bestimmt 
hat. Wenn wir aber weiter gemeinsam solche aus-
gleichenden und gerechten Entscheidungen tref-
fen, bin ich sicher, werden wir auch in Bremen die 
Pandemie gut und mit möglichst geringem Scha-
den überstehen. – Vielen Dank! 

(Beifall CDU) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Mustafa Güngör. 

Abgeordneter Mustafa Güngör (SPD): Herr Präsi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren! Es 
ist jetzt gut zwei Wochen her, dass wir hier im Par-
lament die Coronabeschlüsse diskutiert haben. 
Seitdem ist einiges passiert und es zeigt sich heute, 
dass wir den Lockdown bis zum 28. März verlän-
gern und dabei jedoch auch schrittweise Öffnun-
gen vornehmen können. Wie so häufig haben sich 
einige mehr erhofft, andere halten Lockerungen 
ohne genauere Erkenntnis über die Mutante für 
verfrüht. Diese Ministerpräsidentenkonferenz wird 
man wahrscheinlich rückblickend als eine der 
schwierigsten bezeichnen. 

Jeder demnächst oder heute beginnende Locke-
rungsschritt darf nicht falsch interpretiert werden. 
Die Coronapandemie ist bei Weitem noch nicht 
überstanden. Seit Wochen stagnieren die Inzidenz-
zahlen auf einem Niveau von circa 60, zu hoch, um 
guten Gewissens weitreichende Lockerungen vor-
zunehmen, aber nun einmal auch zu niedrig, um 
die bisherigen Einschränkungen dauerhaft auf-
rechtzuerhalten. 

(Vizepräsidentin Sülmez Dogan übernimmt den 
Vorsitz.) 

In Bremen ergibt sich ein gemischtes Bild. Wäh-
rend wir in der Stadt Bremen einen Inzidenzwert 
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um die 60 haben, ist der Wert in Bremerhaven in 
den vergangenen Wochen stark angestiegen. Zum 
Glück ist die Bremerhavener Inzidenz in den letz-
ten Tagen auch wieder gesunken. Gleichzeitig 
steigt aber der Anteil der Virusmutationen kontinu-
ierlich. In Bremen haben wir inzwischen einen An-
teil von 50 Prozent, in denen der mutierte Virus 
nachgewiesen werden kann. Das bedeutet, es ist 
weiterhin Vorsicht geboten, meine Damen und 
Herren! 

Diese Ministerpräsidentenkonferenz hat aber eine 
Perspektive aufgezeigt, erstmalig mit dem MPK-
Beschluss wurde etwas vorgelegt, das viele seit 
Langem gefordert haben, einen Plan, der aufzeigt, 
wohin die Reise gehen kann. Ich weiß, dass es nicht 
einfach ist, und ich finde die Kritik an den Abstu-
fungen auch zum Teil überzogen. Der Einzelhan-
del, die Gastronomie, die gesamte Sport- und Kul-
turbranche können sich jetzt darauf vorbereiteten 
und die Öffnungs- und Schließungsszenarien sind, 
finde ich, für alle nachvollziehbar. 

Natürlich ist es mit dem neuen Stufenplan etwas 
komplizierter geworden, aber die Pandemie ist nun 
einmal auch nicht einfach zu bewältigen. Es gilt 
weiterhin, was auch bisher galt: Vorschnelle Öff-
nungen nutzen niemandem, wenn das Infektions-
geschehen danach wieder in die Höhe schnellt. 
Deshalb ist es wichtig, dass eine Notbremse einge-
baut wurde, nämlich bei drei aufeinanderfolgen-
den Tagen mit einer Inzidenz von über 100. Das ist 
aus meiner Sicht auch angemessen. 

Ich finde es richtig, dass Niedersachsen und Bre-
men auch weitestgehend im Gleichschritt öffnen 
möchten. Damit wird die Abstimmung zwar kom-
plexer und schwieriger, verhindert aber effektiv 
den Tagestourismus und möglicherweise auch grö-
ßere Menschenansammlungen. 

Meine Damen und Herren, die Beschlüsse der Mi-
nisterpräsidentenkonferenz hat Bürgermeister Dr. 
Andreas Bovenschulte ja bereits ausführlich er-
klärt, deswegen möchte ich versuchen, einige Ent-
wicklungen und deren Folgen noch einmal hervor-
zuheben. Der Lockdown wird bis zum 28. März ver-
längert. Das trifft viele Betriebe und Unternehmen 
weiterhin hart. Für einige wird dies mit Sicherheit 
auch das Aus bedeuten. Bei den Friseurläden ist 
das bereits sichtbar geworden. Während sich alle 
vielleicht auch darüber gefreut haben, dass der Fri-
seur, die Friseurin wieder aufmacht, konnte man 
sehen, welche Friseure nicht mehr aufgemacht ha-
ben. Die Gründe dafür sind sicherlich vielfältig. Ei-

nige sind durch das Raster der Überbrückungshil-
fen gefallen, bei anderen kam das Geld zu spät und 
sie sahen sich gezwungen, das Geschäft aufzuge-
ben. Am Ergebnis ändert das aber leider nichts. Sie 
haben vom eigenen Friseurladen geträumt, auf ei-
gene Faust gegründet und sind auf dem Weg in die 
Arbeitslosigkeit. 

Nach dem Lockdown im letzten Jahr waren in Bre-
men rund 6 000 Menschen mehr arbeitslos. Vor al-
lem jüngere, gering qualifizierte Menschen haben 
ihre Arbeit verloren, wurden nicht entfristet oder 
übernommen. Nach einem Jahr bedeutet das für ei-
nige auch schon den Weg in die Langzeitarbeitslo-
sigkeit. Diese Menschen stehen am Anfang ihrer 
beruflichen Karriere und sind möglicherweise jetzt 
schon verzweifelt und hoffnungslos. 

Welche Effekte der jetzige Lockdown haben wird, 
kann immer noch nicht eingeschätzt werden. In der 
Gastronomie oder im Einzelhandel befinden sich 
etliche Beschäftigte in den letzten Monaten ihres 
Kurzarbeitergeldbezugs, ehe sie im schlimmsten 
Fall auch in die Arbeitslosigkeit entlassen werden. 
Arbeitslosigkeit und Jugendarbeitslosigkeit kön-
nen und dürfen wir uns als Gesellschaft nicht leis-
ten. Das, was heute verloren geht, bleibt für lange 
Zeit verloren, und das ist nicht hinnehmbar. 

Meine Damen und Herren, neben den vielfältigen 
und guten Arbeitsmarktinstrumenten wie LAZLO 
oder der Ausbildungsplatzgarantie, die wir in Bre-
men haben, muss der Bund hier aus unserer Sicht 
mit in die Pflicht genommen werden. Wir dürfen 
diese Beschäftigten nicht allein lassen, wir müssen 
Hilfe und Unterstützung anbieten und Verantwor-
tung übernehmen. Förderprogramme, Lohnkosten-
zuschüsse, eine Stärkung der Ausbildungsange-
bote, der Weiterbildungsangebote sind hier drin-
gend notwendig. Wir in Bremen werden dafür alles 
Notwendige tun. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, die Situation im Einzel-
handel ist nicht einfach. Hervorzuheben ist, dass 
der Senat bereits vor dem Beschluss der MPK die 
Möglichkeit des sogenannten „Date & Collect“ in 
Bremen geschaffen hat, um für den Einzelhandel 
eine kleine Wiedereröffnungsperspektive zu schaf-
fen. Viele Menschen haben sich ja in den letzten 
Wochen und Monaten solidarisch mit den Einzel-
händlern vor Ort und der Möglichkeit von „Click & 
Collect“ eingebracht. Damit unseren Läden in den 
Quartieren nicht die Puste ausgeht, sollten wir auch 
mit diesem Instrument unterstützen. 
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„Date & Collect“ wird aber nicht reichen und nur 
für einen Teil der Branche umsetzbar sein. Deswe-
gen ist es eine wichtige Maßnahme, die unsere 
Stadtteilzentren betrifft, dass wir mit dem Aktions-
programm, das wir auf den Weg gebracht haben, 
die Quartiere stärken und unterstützen und verhin-
dern wollen, dass Geschäfte und Gastronomie in 
großem Umfang schließen müssen. Stadtteilkoordi-
natorinnen und -koordinatoren sollen übergreifend 
unterstützen und bei der Vernetzung helfen, dafür 
wurden noch einmal 1,2 Millionen Euro zur Verfü-
gung gestellt. Deswegen ist es umso wichtiger, 
dass wir die Öffnungsschritte vier und fünf aus dem 
Plan umsetzen können. 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, neben den Unterstüt-
zungsmaßnahmen sind zwei Dinge besonders ent-
scheidend: Dem Virusgeschehen und seinen ver-
änderten Mutanten müssen wir jetzt mit einem 
Zweiklang aus Testen einerseits und Impfen ande-
rerseits begegnen. Das ist nicht neu, aber Testen 
und Impfen sind der Schlüssel, um die Tür zurück 
zur Normalität zu öffnen. 

Meine Damen und Herren, Bremen hat in der ver-
gangenen Woche richtungsweisende Entscheidun-
gen getroffen, die nun ja durch die Beschlüsse der 
MPK bestätigt wurden. Ich denke hier insbeson-
dere an die Impfungen des Personals in Kita und 
Schule, welche hervorragend angelaufen sind. Der 
Senat wird bis zu zwei Tests pro Woche für die Be-
schäftigten in Kitas und Schule sowie die Schüle-
rinnen und Schüler anbieten. Sobald die Lehrkräfte 
sowie Erzieherinnen und Erzieher von den mobilen 
Schulungsteams geschult werden, können wir flä-
chendeckend, spätestens ab dem 15. März, auch 
mit Selbsttests beginnen. 

Meine Damen und Herren, ebenfalls konnte sich 
Bremen in der Ministerpräsidentenkonferenz mit 
dem Vorschlag positionieren, dass Unternehmen 
künftig einmal pro Woche einen Schnelltest für ihre 
Mitarbeitenden anbieten. Natürlich gibt es Men-
schen, die weder in den Bildungseinrichtungen 
noch bei ihren Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern 
getestet werden können. Für diese Menschen wird 
es ein Angebot geben, welches einen kostenlosen 
Schnelltest pro Woche ermöglicht. 

Neben umfangreichen Testungen steht das Impfen 
nach wie vor im Fokus der Strategie und es ist ein 
großer Erfolg, dass in Bremen bis Ostern alle 16 000 
Beschäftigten aus den Kitas, Grund- und Förder-
schulen geimpft werden sollen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ja, auch dank dieser flächendeckenden Impfung 
liegen wir im Bundesvergleich bei den Impfungen 
auf einem der Spitzenplätze. Ja, eine gute Nach-
richt ist auch, dass der Impfstoff AstraZeneca für 
Personen über 65 Jahre zugelassen wurde. Im Üb-
rigen möchte ich doch anlässlich des Internationa-
len Frauentages hier ausdrücklich betonen, es wa-
ren drei Frauen, die maßgeblich an der Entwick-
lung der bisher zugelassenen Impfstoffe beteiligt 
waren, Sarah Gilbert für den Impfstoff Astra-
Zeneca, Özlem Türeci bei BioNTech/Pfizer und 
Kizzmekia Corbett bei Moderna. 

(Beifall CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE 
LINKE) 

Meine Damen und Herren, etwas enttäuscht war 
ich allerdings über den zeitlichen Horizont, der zu 
den Impfungen durch die niedergelassenen Haus-
ärztinnen und -ärzte besprochen wurde. Ab An-
fang April sollen diese Impfungen vorgenommen 
werden können. Ich meine, es ist gut fünf Monate 
her, als wir als SPD-Bürgerschaftsfraktion diese 
Idee in die Debatte eingebracht haben. Ich hätte 
mir schon gewünscht, dass wir hier deutlich schnel-
ler vorankommen, denn die Hausärztinnen und 
Hausärzte sind diejenigen, die Vertrauen schaffen 
und auch dabei helfen können, noch mehr Men-
schen von einer Impfung zu überzeugen. 

Eine Forderung ist uns als SPD-Bürgerschaftsfrak-
tion noch zusätzlich wichtig: Bürgermeister Dr. 
Bovenschulte erwähnte in seiner Rede, dass 
abends, kurz vor Feierabend, auch Rettungssanitä-
ter mit den übriggebliebenen Impfdosen geimpft 
werden. Eine Zielgruppe, die darüber hinaus bis-
lang leider wenig Berücksichtigung gefunden hat, 
sind die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Hausnotrufdienstes. Sie sind in vielen Fällen die 
Ersten vor Ort, und wenn hilflose Personen einen 
Notruf absetzen, ist Abstandhalten oft nicht mög-
lich, und aus diesem Grund wäre es nur sinnvoll, 
dass sie wie Rettungssanitäter auch geimpft wer-
den. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Was jetzt mit dem Stufenplan umgesetzt werden 
soll, finden wir absolut richtig. Die Selbstteststrate-
gie und die Schnellteststrategie werden an die Öff-
nungsszenarien geknüpft, Freiheit und auf der an-
deren Seite Sicherheit gehen so Hand in Hand. Das 
macht Hoffnung, aber weniger Hoffnung macht 
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mir, wer die Taskforce zur Schaffung einer Test-
strategie verantworten soll. Bundesgesundheitsmi-
nister Jens Spahn und Bundesverkehrsminister An-
dreas Scheuer. 

Als ich gelesen habe, dass Jens Spahn riesige Men-
gen an Schnell- und Selbsttests beschafft hat und 
ab dem 1. März zwei Tests pro Woche für alle kos-
tenfrei zur Verfügung stellen würde, war ich durch-
aus positiv überrascht. Jetzt kam heraus, dass die 
Tests gar nicht beschafft wurden. Sie wurden bei 
den Herstellern theoretisch reserviert. Das macht, 
finde ich, fassungslos, das ist keine aktive, voraus-
schauende Politik, das ist passives Warten darauf, 
dass die unterschiedlichen Akteure, die Bundes-
länder, die Pflegeheime und die Unternehmen et-
was machen, um sich anschließend vielleicht mit 
fremden Federn zu schmücken. Dass jemand wie 
Jens Spahn die Meinung vertritt, dass der Markt al-
les besser regeln könne als der Staat, wundert da 
nicht, aber dass ein Discounter nun zügiger 
Schnelltests anbieten kann als das Bundesgesund-
heitsministerium, das ist regelrecht ein Armuts-
zeugnis. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Mich überrascht, Kollege Röwekamp, dass Sie hier 
sagen, der eine oder andere Öffnungsschritt aus 
dieser wunderbaren Grafik, die wir ja alle kennen, 
der wäre nicht gut erklärbar oder wäre nicht immer 
nachvollziehbar. Ich glaube, das Ganze hat auch 
etwas mit der Verfügbarkeit der Schnelltests zu 
tun, sonst hätten wir möglicherweise Schritt vier o-
der fünf schon frühzeitiger gehen können. Von da-
her verstehe ich Ihre Gelassenheit hier absolut 
nicht. 

Meine Damen und Herren, und was macht Bremen 
an dieser Stelle vielleicht anders oder vielleicht 
auch besser? Ja, wir haben bereits 1,3 Millionen 
Schnelltests gekauft und werden sie flächende-
ckend in den Kitas und Grundschulen einsetzen. 
Wir werden damit auch nicht warten, bis es einen 
offiziellen Startschuss gibt. Was wir in dieser Pan-
demie gelernt haben: Wer auf den Bund wartet, 
kann teilweise lange warten. 

Ähnlich verhält es sich mit den Impfungen. Ja, ich 
schaue doch mit dem Fingerzeig auf Israel, wo mitt-
lerweile Herdenimmunität erreicht ist. Das wird 
teilweise mit der Bevölkerungsanzahl oder der Flä-
che erklärt, aber geschenkt. Biden hat nun erklärt, 
dass bis Mai jeder US-Bürger, jede US-Bürgerin 
mindestens einmal geimpft sein wird. Das wirft an-
gesichts der Größe des Landes schon berechtigte 

Fragen im Hinblick auf die deutsche Impfstrategie 
auf. 

Hier in Deutschland begnügt man sich damit, dass 
sich Jens Spahn und Ursula von der Leyen gegen-
seitig die Verantwortung zuschieben, und diese 
schieben wiederum die Verantwortung auf die Ge-
sundheitsminister der Mitgliedsstaaten. Meine Da-
men und Herren, einzelne Staaten wie Tschechien 
scheren sogar aus und machen das nicht mehr mit 
und haben angekündigt, den russischen Impfstoff 
Sputnik V zu verimpfen, was die Slowakei im Üb-
rigen wohl sogar schon macht. 

Ich sage, europäische Solidarität heißt nicht, dass 
die Verantwortung für das Versagen solidarisch auf 
alle föderalen Köpfe verteilt wird. Wenn niemand 
für etwas verantwortlich gewesen sein möchte, 
führt das nur dazu, dass die Bürgerinnen und Bür-
ger das gesamte System ablehnen. So weit dürfen 
wir es keinesfalls kommen lassen, und auch dieje-
nigen, die keine Verantwortung im Bund tragen 
möchten, sollten auch für nichts verantwortlich 
sein. 

(Beifall SPD) 

Auch hier verstehe ich bei der Impfstrategie nicht, 
Kollege Röwekamp, wenn Sie sich hier hinstellen 
und sehr gelassen sagen, auch das wird man ir-
gendwann einmal abarbeiten, nein. Ich erinnere 
mich auch an solche Worte von Ihnen. Ich glaube, 
hier stehen die Gesundheit der Menschen und da-
mit das Leben der Menschen auf dem Spiel. Eine 
verantwortungsvolle Beschaffung von Impfstoff für 
die gesamte EU, das wäre angebracht gewesen, 
meine Damen und Herren! 

(Beifall SPD) 

Ungeklärt ist, finde ich, auch weiterhin noch die 
Frage, wie die individuelle digitale Nachverfol-
gung eigentlich organisiert werden soll. Ich hoffe, 
Sie haben alle die Corona-App, ich schaue beinahe 
tagtäglich hinein, und wenn ich mir die dortige Ri-
sikobewertung anschaue und mich darauf verlas-
sen würde, wäre die Pandemie seit November vor-
bei, weil der Corona-Warn-App regelmäßig ledig-
lich 1 000 von 11 000 täglichen Neuinfizierten ge-
meldet werden. Das sind pro Woche ungefähr 
70 000 Menschen zu wenig. Dass auch hier private 
Investoren und kreative Köpfe aus der Kulturszene 
voranschreiten, verwundert da nicht. 

Auch ich möchte jetzt gar nicht in die Vergangen-
heit schauen, sondern optimistisch in die Zukunft. 
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Was muss getan werden, damit private Apps wie 
luca, die offizielle Corona-App und die Selbsttests 
besser verbunden werden? Der Wille in der Bevöl-
kerung ist ja da. Die Dienste müssen nur sinnvoll 
untereinander verknüpft werden, mit den Ämtern 
gemeinsam. Der Blick ins digitale Ausland zeigt, es 
geht besser, und ich bin mir sicher, auch wir kön-
nen das besser hinbekommen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, Bremen hat verstanden, 
dass der einzige Weg aus der Pandemie die Imp-
fung ist, und wir halten uns nicht mit Schuldzuwei-
sungen auf, sondern impfen, was das Zeug hält. Be-
vor andere Bundesländer überhaupt damit anfan-
gen, Erzieherinnen und Erzieher sowie Lehrkräfte 
in Grundschulen zu impfen, werden wir hoffentlich 
schon alle geimpft haben. So geht Verantwortung. 

Wir werden, so schnell es geht, alle Bremerinnen 
und Bremer impfen, dieses Versprechen wurde bis-
her auch eingehalten. Wir waren und sind beim 
Impfen bisher an der Spitze der Länder und wollen 
das auch weiterhin sein. Da geht der Dank nicht 
nur an den Bremer Senat, sondern auch besonders 
an die impfwilligen Bürgerinnen und Bürger, die 
vielen Engagierten im Impfzentrum, die Unterneh-
men, die hier tatkräftig mit unterstützen. An dieser 
Stelle herzlichen Dank dafür! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Zum Schluss möchte ich noch einen Punkt, eine Sa-
che ansprechen, die mich in der letzten Woche 
doch sehr beschäftigt hat. Der RKI-Chef Wieler hat 
gesagt, ich zitiere: „Bis zu 90 Prozent der schwerst-
kranken Covid-Patientinnen und -Patienten haben 
einen Migrationshintergrund.“ Und weiter: „Es ist 
ein Tabu, da sind Parallelgesellschaften mitten in 
unserem Land, das klappt nur über Moscheen und 
da kommen wir nicht hinein, das ist Mist.“ Mist, 
meine Damen und Herren, ist nur diese Aussage, 

(Beifall SPD, DIE LINKE) 

denn für eine solch steile These gibt es keine valide 
Datengrundlage. Darüber hinaus ist in Regionen 
mit hohen Infektionszahlen, zum Beispiel in Teilen 
Thüringens oder Sachsens, der Anteil der Men-
schen mit Migrationsgeschichte an der Gesamtbe-
völkerung teils sehr gering, im Übrigen damit auch 
die Anzahl der Moscheen. Somit kann der Aspekt 
gar keine Rolle spielen, aber das Argument der Pa-
rallelgesellschaften vom RKI-Chef ist aus meiner 

Sicht nichts als unnötige Stigmatisierung und ge-
fährlich für das gesellschaftliche Klima. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Wir haben ja auch eine ähnliche Diskussion in Bre-
men geführt, als es um die Stadtteilzahlen in Bre-
men ging. Also, wenn, dann ist der Zusammen-
hang, glaube ich, ein anderer. Lassen Sie uns doch 
einmal einen Blick auf die systemrelevanten Jobs 
werfen. Fast die Hälfte aller Reinigungskräfte hat 
eine Migrationsgeschichte. Fast 40 Prozent aller 
Altenpflegerinnen und Altenpfleger haben Migra-
tionsgeschichte. In der Logistik sind es über 30 Pro-
zent Menschen mit Migrationsgeschichte. Ich gehe 
davon aus, dass die echte Zahl sogar noch deutlich 
höher ist. 

Damit sind diese Menschen überproportional in 
systemrelevanten und auch prekären Jobs. Unsi-
chere Arbeitsverhältnisse, geringere Bezahlung, 
das sind auch bei der Verbreitung des Virus die we-
sentlichen Faktoren. Prekäre Beschäftigung führt 
zu engen Wohnverhältnissen, zu unausgewogener 
Ernährung, zu Stress und damit oft zu Vorerkran-
kungen. Oft wohnen zusätzlich mehrere Generati-
onen unter einem Dach, die Ansteckungsgefahr 
und das Risiko, dass auch Ältere erkranken, steigt 
dadurch enorm. 

Also, pauschal Religionsgemeinschaften oder, wie 
Herr Wieler sagt, Parallelgesellschaften als Treiber 
dieser Pandemie darzustellen halte ich für groben 
Unfug und bin froh, dass solche Behauptungen in 
den sozialen Medien nicht unwidersprochen ge-
blieben sind. In so einer Position, bei so einem sen-
siblen Thema mit Halbwahrheiten und Vermutun-
gen zu jonglieren, das ist nicht akzeptabel. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Ich glaube auch fest daran, dass uns solche Diskus-
sionen nicht weiterhelfen. Wenn in dieser Pande-
mie etwas aufzuarbeiten ist, dann vielleicht, warum 
es uns in weiten Teilen nicht gelungen ist, rechtzei-
tig die Menschen in den Alten- und Pflegeheimen 
zu schützen. 

Der Coronageneration unter den Kindern fehlt 
nicht nur ein ganzes Jahr an Bildung, sondern die 
Pandemie stellt auch ein Risiko für die körperliche 
Gesundheit dar und kann ganz schwerwiegende 
Folgen für die Psyche von Kindern und Jugendli-
chen haben. Deshalb ist es auch absolut richtig, 
sich in den ersten Öffnungsschritten mit auf den 
Sport zu konzentrieren, den Sport allen voran für 
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unsere Kinder zu öffnen, damit mehr Freizeitmög-
lichkeiten, Freizeitbeschäftigungen möglich wer-
den. Auch wenn viele Kinder und Jugendliche in 
den letzten Monaten viel Zeit, vielleicht sogar 
manchmal zu viel Zeit hatten, ihre Digitalkompe-
tenzen zu erwerben und zu stärken, sind soziale In-
teraktionen und vor allem Bewegung eine sehr 
gute und wichtige Abwechslung. Sport und Bewe-
gung sind wichtig. 

Eine Schwachstelle hat die Pandemie in Deutsch-
land, glaube ich, wirklich offengelegt: Über 60 Pro-
zent der Erwachsenen leiden in Deutschland an 
Wohlstandskrankheiten. Das muss nicht sein. 
Wenn es stimmt, was einige Virologinnen und Vi-
rologen sagen, dass es sich nicht nur um eine Pan-
demie, sondern um das Zeitalter der Pandemien 
handelt, ist es umso wichtiger, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, dass wir hier den Fokus viel stärker 
auf die Prävention legen. Dazu gehört ausreichend 
Sport und Bewegung, bewusstes Essen. Dazu ge-
hört in vielen Fällen auch Wissen um die Gefahren 
des Alltags, hier müssen wir viel früher ansetzen. 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, es ist belegt, dass die 
schweren Verläufe bei einem guten Gesundheits-
zustand vermeidbar gewesen wären. In der öffent-
lichen Diskussion hat das allerdings aus unserer 
Sicht zu wenig Raum gefunden. Vorsicht und Prä-
vention ist immer besser als Nachsicht, das gilt ge-
sellschaftlich, aber auch für jeden Einzelnen von 
uns. Deshalb – ich möchte zum Schluss doch insge-
samt optimistisch in die Zukunft blicken –: 

Die Schnelltests eröffnen neue Möglichkeiten. 
Möglicherweise steht auch schon der Frühling vor 
der Tür. Die Zulassung weiterer Impfstoffe steht 
auch vor der Tür. Auch wenn es mir schwerfällt, 
den Ankündigungen einiger Bundesministerinnen 
und Bundesminister zu folgen, würde ich trotzdem 
als Optimist sagen, es wird hoffentlich bald mehr 
Impfstoff zur Verfügung stehen. Damit haben wir 
vielleicht auch schon einen großen Teil der Strecke 
geschafft und auf den letzten Metern müssen wir 
uns jetzt, glaube ich, alle noch einmal gemeinsam 
zusammenreißen, dann schaffen wir auch den Rest 
der Strecke noch gemeinsam. – Vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Björn Fecker das Wort. 

Abgeordneter Björn Fecker (Bündnis 90/Die Grü-
nen): Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Der Stufenplan der Mi-
nisterpräsidenten und Ministerpräsidentinnen und 
der Kanzlerin wird seit der vergangenen Woche in-
tensiv diskutiert. Gut so, sage ich, denn genau das 
ist der richtige Weg. Die Diskussion um Perspekti-
ven und Schließungen ist wichtig, sie ist Kernbe-
standteil der Pandemiebekämpfung und sie gehört 
in die Parlamente, so wie wir es hier in Bremen jetzt 
in guter Praxis schon länger betreiben. 

Ich will eine kurze Bewertung der ab heute gelten-
den Maßnahmen vornehmen: Der Verfassungs- 
und Geschäftsordnungsausschuss hat dazu am 
Freitag beraten und die Änderungen auf den Weg 
gebracht. Die Öffnung des Einzelhandels mit vor-
heriger Terminvergabe und klarer Nachverfolgung 
ist ein erster Schritt. Ob und wie sich der Einzel-
handel damit schlägt, wird man erst in den kom-
menden Tagen sehen. Die grundsätzliche Öffnung 
von Buch-, Blumen- und Gartenläden ist ein weite-
rer kleiner Schritt zurück in den Alltag für die Men-
schen. Dasselbe gilt für die sogenannten körperli-
chen Dienstleistungen, bei denen in der Regel 
keine Menschenmengen auf engstem Raum zu-
sammenkommen und bei denen Hygiene auch 
schon vor der Pandemie eine wesentliche Rolle 
spielte. 

Wenn wir über die Belastung der Kinder in diesen 
Zeiten sprechen, dann ist auch die Öffnung des 
Gruppensports eine wichtige Entscheidung, und 
ich kann Ihnen das jetzt einmal aus eigenem Erle-
ben in den letzten Tagen sagen, dass sowohl die 
Kinder als auch die Eltern sich sehr über diesen 
Schritt freuen. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Abschließend noch ein Wort zu den Kontaktöffnun-
gen: Fünf Personen aus zwei Haushalten ist eine 
ganz wichtige Entscheidung, die maßvoll, aber 
auch realistisch ist. Sie erlaubt eine Rückkehr zum 
Familienleben oder auch zum sozialen Leben. 
Diese Regelung birgt aber auch Härten. Große Fa-
milien, die bereits heute mit fünf Personen über 14 
Jahren unter einem Dach leben, durften bis gestern 
zumindest eine Person zu Besuch empfangen, ab 
heute dann nicht mehr. Das sollte in der nächsten 
MPK noch einmal begradigt werden, wie auch 
noch insgesamt bei dem Thema der Kontaktöffnun-
gen eine Perspektive sowohl für Indoor als auch 
Outdoor für die Zukunft fehlt. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen) 
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Teile der Öffnungen werden nicht in beiden Städ-
ten unseres Bundeslandes greifen, aufgrund der In-
zidenzzahlen wird Bremerhaven erst zu einem spä-
teren Zeitpunkt einige Öffnungen vornehmen. 
Meine Damen und Herren, wir sind alle sehr froh, 
dass die Zahlen jetzt in Bremerhaven wieder so 
deutlich sinken. Es ist ein gutes und solidarisches 
Zeichen, dass der Senat die Kontaktnachverfol-
gung in der Seestadt mit Containment Scouts un-
terstützt hat. Auch die Entscheidung des Magist-
rats, die Testungen auszuweiten, halten wir für 
richtig und geboten. Wir sind sicher, dass auch in 
Bremerhaven mit einer gemeinsamen Anstrengung 
der Bremerhavenerinnen und Bremerhavenern in 
den kommenden Tagen die 100 unterschritten und 
auch konstant gehalten werden kann, meine Da-
men und Herren! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Wir haben aber auch in Bremerhaven exemplarisch 
gesehen, wie fragil, wie zerbrechlich die Entwick-
lung sein kann. Ich glaube, da muss man seine 
Nase nicht hoch tragen, es kann uns in Bremen ge-
nauso schnell gehen wie jüngst in unserer Schwes-
terstadt. Mit dem Auftreten der Mutationen betre-
ten auch wir wissenschaftliches Neuland und sind 
vielleicht gezwungen, wieder weitere Maßnahmen 
zu ergreifen. Deswegen erlaube ich mir an dieser 
Stelle auch, Sie alle direkt anzusprechen: Trotz gu-
ten Wetters, trotz sinkender Zahlen und trotz eige-
ner Genervtheit, es ist noch nicht vorbei, passen Sie 
auf sich und Ihre Liebsten weiter gut auf! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Der Hoffnungsschimmer Impfung besteht weiter-
hin. Mit Interesse habe ich wahrgenommen, dass 
nun der Bundesfinanzminister die großen Liefer-
mengen ankündigt. Wie auch immer, Bremen hat 
sich bisher immer als verlässlicher Partner erwie-
sen und wird auch die größeren Impfmengen rasch 
unter die Bevölkerung bringen. Das ist das Ver-
sprechen des Senats und das ist auch die Erwar-
tung des Parlaments. Das Bündnis aus Privatwirt-
schaft, Behörden, der Messegesellschaft und den 
Hilfsorganisationen ruckelt zwar manchmal, wie 
wir den Medien entnehmen dürfen, bleibt im Er-
gebnis aber weiter ein gutes Beispiel gemeinsamer 
Verantwortungsübernahme. 

Meine Damen und Herren, der nächste Öffnungs-
schritt soll dann am 22. März erfolgen. Mich und 
viele andere hat, glaube ich, die Sprunghaftigkeit 
schon ein wenig überrascht. Von der angestrebten 
35 nun auf den Korridor zwischen 50 und 100 zu 

kommen war, glaube ich, für uns alle ein überra-
schendes Ergebnis. Auf die Mutationen habe ich 
hingewiesen. Auf der anderen Seite ist der Hinweis 
auf die, wenn auch langsamen, Fortschritte im Be-
reich der Impfungen wichtig und auf die Belastung 
der Intensivstationen. 

Wir von Bündnis 90/Die Grünen plädieren aber 
weiterhin dafür, maßvoll und zurückhaltend vorzu-
gehen und finden deswegen insbesondere die vor-
gesehene Notbremse mehr als richtig, denn ein 
Stufenplan, wie bereits in der letzten Debatte ge-
sagt, kündigt eben nicht nur die Wege in die eine 
Richtung, sondern auch in die rückwärtige Rich-
tung an, und dabei sollten wir es auch bitte belas-
sen. 

In Bezug auf die weiteren möglichen Öffnungen 
befürchte ich, dass wir den zweiten Schritt vor dem 
ersten machen. Im Beschlusspapier steht sehr deut-
lich, dass für weitere Öffnungen bei einem Inzi-
denzwert zwischen 50 und 100 in den Bereichen 
Außengastronomie, Theater, Kultur und Sport ein 
negativer Schnelltest erforderlich sein soll. Nicht 
nur ich sorge mich, dass zum 22. März die Voraus-
setzungen in Bezug auf die Anzahl der verfügbaren 
Tests und deren Preis sowie die entsprechenden 
rechtlichen und praktischen Fragestellungen nicht 
geklärt sind. Das wäre ein fatales Bild für das Agie-
ren unseres Staates. Das muss unter allen Umstän-
den verhindert werden. Die Bundesregierung muss 
in Abstimmung mit den Ländern zeitnah eine ent-
sprechende Teststrategie vorlegen, und ich werde 
nicht müde, in jeder Diskussion auf die Wichtigkeit 
der Testungen und der Etablierung von Schnell- 
und Selbsttests hinzuweisen. 

Natürlich nehmen auch wir wahr, dass Teststatio-
nen im Land Bremen dazukommen und auch vor-
bildlich viele Tests schon von sich aus bestellt wor-
den sind, aber der Test für die breite Masse, der so-
genannte Selbsttest, muss stärker etabliert werden. 
Die Menschen müssen den Umgang damit lernen 
und wir müssen auch klären, welche rechtlichen 
Folgen ein positiver Selbsttest hat. Der PCR-Test ist 
der Goldstandard und muss es auch in der Zukunft 
bleiben. Alle anderen Testformen können aber hel-
fen, ein deutlich besseres Bild der Lage zu zeichnen 
und Infektionen zu verhindern. Es will mir einfach 
nicht in den Kopf, warum eine der führenden In-
dustrienationen der Welt in diesem Bereich weiter 
hinterherhinkt. 

Ich bin mir nicht sicher, ob die Frage der Selbsttests 
tatsächlich dem Markt überlassen werden kann. 
25 Euro für fünf Tests sind der Einstiegspreis vom 
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vergangenen Wochenende. Wenn man die Kosten 
für Familien hochrechnet oder auch die finanzielle 
Lage von Hartz-IV-Empfängerinnen und -Empfän-
gern berücksichtigt, dann kann es nicht bei fünf 
Euro pro Test bleiben, meine Damen und Herren! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Diese Testfrage ist einer der Knackpunkte der na-
hen Zukunft. Es wurden jetzt Erwartungen ge-
weckt und wir müssen alles tun, um die Menschen 
nicht zu enttäuschen. Die Verantwortung liegt 
beim Bundesgesundheitsminister und neuerdings 
wohl auch beim Bundesverkehrsminister – ob mich 
das jetzt zuversichtlich stimmt, na ja, warten wir es 
ab. Wir wünschen es auf jeden Fall, denn bei aller 
politischen Auseinandersetzung und Bewertung 
der Arbeit von Herrn Scheuer und Herrn Spahn, 
das ist der Game Changer, es ist die dringende Not-
wendigkeit, und diese beiden sind jetzt im Sinne 
unseres Landes zum Erfolg verdammt. Ich hoffe, 
dass wir uns darauf auch verlassen können. 

Mehr Tests können übrigens auch bedeuten – das 
will ich an der Stelle sehr deutlich sagen –, dass die 
offiziellen Zahlen der Infizierten steigen. Gefährdet 
das eigentlich die Öffnungsstrategie? Das wäre 
jetzt vielleicht eine berechtigte Frage. Nein, im Ge-
genteil, aus meiner Sicht. Jede Person, die ermittelt 
werden kann und sich in Quarantäne begibt, die 
senkt am Ende das Risiko. Das heißt, wir werden 
wahrscheinlich einen Anstieg haben, aber wir wer-
den danach eine deutliche Absenkung haben, auch 
für einen längeren Zeitraum. Deswegen ist diese 
Teststrategie, ist diese Testung – dabei bleibe ich – 
eines der wichtigsten Instrumente neben der Imp-
fung, damit wir vorankommen. 

Diesen Weg gehen wir ja in Bremen auch schon 
länger gemeinsam. Mit Testungen das Infektionsri-
siko zu erkennen und zu minimieren ist für das 
Bundesland Bremen nicht neu, auch da dienen wir, 
durch die Maßnahmen in Schulen und Kitas, – so 
ist jedenfalls mein Eindruck – auf der Bundesebene 
durchaus nicht nur als Testlabor, sondern auch als 
Vorbild für andere. Auch das ist ein Punkt, den wir 
uns hier wirklich, finde ich, verdientermaßen posi-
tiv anrechnen können. 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Meine Damen und Herren, die Lage ist und bleibt 
ernst. Es gibt jetzt Perspektiven in Form eines Stu-
fenplanes, es gibt aber keine Entwarnungen, und 
mit den Öffnungen gibt es auch eine Verantwor-
tung für jede Einzelne und für jeden Einzelnen von 

uns. Wir tun gut daran, dieser Verantwortung auch 
gerecht zu werden. – Vielen Dank! 

(Beifall Bündnis 90/Die Grünen, SPD, DIE LINKE) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächster Red-
ner hat der Abgeordnete Nelson Janßen das Wort. 

Abgeordneter Nelson Janßen (DIE LINKE): Sehr 
geehrte Frau Präsidentin, sehr geehrte Abgeord-
nete! Die Ministerpräsident:innenkonferenz hat ja 
gemeinsam mit der Bundeskanzlerin vergangene 
Woche einen Plan vorgelegt, der nun die Grund-
lage für die kommenden Wochen legen soll. Dieser 
Plan, wir haben es heute in der Debatte schon ver-
nommen, stößt ja auf durchaus unterschiedliches 
Resümee oder Feedback und auch bei uns intern 
haben wir recht kontroverse Diskussionen geführt. 
Ich werde daher versuchen, auch hier in der De-
batte keine einfache Antwort zu geben, die sagt, 
alles gut oder kann man so nicht machen, sondern 
einige Bestandteile des Plans aus Sicht der Links-
fraktion zu bewerten. 

Die Öffnungsschritte eins, zwei und drei, also die 
Regelungen, die, auch mit der Veränderung der 
Rechtsverordnung durch den Verfassungs- und 
Geschäftsordnungsausschuss vom vergangenen 
Freitag, ab heute in Kraft getreten sind, finden un-
sere Zustimmung. Ob Flugschulen jetzt dringend 
nötig gewesen wären, ich weiß es nicht, ich glaube 
aber auch, dass das Infektionsgeschehen so oder so 
davon nicht maßgeblich beeinflusst werden wird. 

Ich beschränke mich für das Folgende jetzt aber 
darauf, noch einmal einige wesentliche Punkte her-
auszugreifen, da meine Vorredner die meisten 
Punkte bereits thematisiert hatten. 

Gut finde ich, dass wir mit dem vorgelegten Plan 
nun einige Schwerpunkte setzen auch im Bereich 
der Kontaktbeschränkungen für den Privatbereich, 
wo wir ja kurz vor den Weihnachtsfeiertagen auch 
angesichts des damals sehr drastischen Infektions-
geschehens strengere Maßnahmen eingeleitet ha-
ben, die mit einer erheblichen Beschränkung von 
persönlichen Freiheitsrechten einhergehen. Dass 
diese harte Regelung „ein Haushalt plus eine wei-
tere Person“ nun ersetzt wurde durch die bis dahin 
geltende Regelung von „fünf Personen aus zwei 
Haushalten“, halten wir für richtig. Die harten Re-
gelungen hatten keinen Bestand mehr, sie waren 
auch ein Stück realitätsfern und wurden zu Recht 
ersetzt. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 
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Gleiche Zustimmung können wir auch signalisie-
ren für die Bereiche, und das wurde jetzt auch 
schon mehrfach genannt, die den Sport, insbeson-
dere zur Ermöglichung auch von Bewegung für 
Kids, wieder zulassen. Dieser Schritt ist auch ein 
richtiger Schritt, der zu Recht im Vorfeld, auch in 
diesem Parlament, bereits eingefordert wurde. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Notwendig finde ich es aber auch, dass die Minis-
terpräsidentinnen und Ministerpräsidenten ge-
meinsam mit der Bundeskanzlerin eine sogenannte 
Notbremse eingebaut haben, also einen Schwel-
lenwert, der, wenn man ihn überschreitet, dann au-
tomatisch auslöst und sagt, dass beschlossene Lo-
ckerungen auch wieder zurückgenommen werden 
müssen. Dass dieser Schwellenwert nun bei 100 
liegt, ist eine politische Setzung, die sich auch an 
dem derzeitigen Infektionsgeschehen orientiert. 

Ich finde einen Anteil daran etwas schwierig, da 
sind wir in der Bewertung durchaus unterschiedli-
cher Einschätzung. Wenn wir aber mehrere Wo-
chen konstant bei einem Infektionswert von 90 
bleiben, können Lockerungen durchgeführt wer-
den, während uns allen auch klar ist, dass ein Wert 
von 90 noch deutlich zu hoch ist. 

Klar ist allerdings auch, dass aus meiner Sicht die 
Formulierung, die die MPK getroffen hat, die davon 
spricht, dass hier ein stabiler Wert unter dieser 
Obergrenze auch bedeutet, dass wenn wir ein dy-
namisches Infektionsgeschehen haben und inner-
halb von zwei Wochen von einem Infektionswert 
von 50 auf 90 klettern und damit dem Wortlaut 
nach durchaus durchgehend unter 100 lagen, es 
sich trotzdem verbieten würde, weitere Lockerun-
gen einfach so vorzunehmen. Ich hoffe, dass wir 
diese Formulierung gleich interpretieren und auch 
im Parlament bei der Befassung kommender 
Rechtsverordnungen so besprechen werden. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Diese Formulierung schließt an etwas an, wenn wir 
über die Frage sprechen, was eigentlich die richti-
gen Maßstäbe für einen derartigen Plan sind. Wenn 
wir uns ausschließlich auf den Inzidenzwert kon-
zentrieren, wären die Formulierungen, die ich eben 
gewählt habe, nicht zulässig. Wenn wir aber 
gleichzeitig die Dynamik des Infektionsgeschehens 
mitbetrachten, erhalten wir ein schärferes Bild, 
ebenso, wenn wir zusätzliche Faktoren wie die Be-
legung der Intensivbetten oder auch die Nachver-
folgbarkeit der Gesundheitsämter heranziehen. 

Der vorgelegte Plan geht also davon aus, dass das 
Infektionsgeschehen auf dem Niveau wie es der-
zeit ist, nicht über dem Wert 100, kontrollierbar ist 
und auch in gewissem Rahmen so hingenommen 
werden muss und Lockerungen ermöglicht, so-
lange das Infektionsgeschehen nicht sprunghaft 
ansteigt. Das Ziel dieses Planes ist es also nicht 
mehr, Infektionen deutlich zu reduzieren, sondern 
soweit zu lockern, wie es auch geht. 

Ich kann Ihnen als Gesundheitspolitiker auch sa-
gen, dass ich durchaus mit einigen Sorgenfalten 
auf die anstehenden Lockerungen schaue und wir 
uns daher alle gemeinsam dazu verpflichten müs-
sen, verschiedene Faktoren im Blick zu behalten, 
um nicht nur getrieben von lauter werdenden und 
durchaus nachvollziehbaren Stimmen hier einen 
Weg der Lockerungen zu gehen. 

Richtig ist aber auch, dass der derzeitige Lockdown 
soziale, psychische und auch gesundheitliche Fol-
gen durch die derzeitigen Beschränkungen verur-
sacht. Hier steht also nicht nur Gesundheitsschutz 
strengeren Forderungen aus Wirtschaftsinteressen 
gegenüber, sondern hier muss durchaus abgewo-
gen werden zwischen gesundheitlichen, psychi-
schen, sozialen Folgen durch den Lockdown und 
mit einer Lockerung einhergehenden Infektionsri-
siken. 

Trotzdem hätte ich einen Stufenplan durchaus 
nachvollziehbar gefunden, der beispielsweise die 
Öffnungsschritte eins, zwei und drei, die wir der-
zeit haben, an ein Infektionsgeschehen unter 100 
knüpft, weitere Lockerungen unter 50 vorsieht, 
weitere Lockerungen unter 35 vorsieht und damit 
stärkere Anreize für eine Reduktion des Infektions-
geschehen bietet. Ähnlich wie der Plan, der auch 
durch das RKI vorgestellt wurde. Ich teile damit 
durchaus einige Sorgen, die derzeit geäußert wer-
den. 

Ich kann aber auch zum Ausdruck bringen, dass 
klar ist, dass eine derartige Pandemie eben nicht 
einseitig und ausschließlich durch die Perspektive 
Gesundheitspolitik oder Pandemiebekämpfung im 
Sinne von Epidemiologie bekämpft werden kann. 
Unstrittig ist, dass die Krise eben viele prekär Be-
schäftigte, Minijobber:innen, Kneipeninhaber:in-
nen, kleine und mittelständige Betriebe, Solo-
selbstständige und viele andere deutlich nicht nur 
finanziell, sondern auch an psychische Belastungs-
grenzen getrieben hat. Ich kann daher sehr gut die 
Rufe nach Lockerungen verstehen, genauso wie ich 
die Rufe derjenigen verstehen kann, die eben nicht 
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im Keller ein Trainingsgerät als Ersatz für geschlos-
sene Sportanlagen haben oder denen in beengten 
Wohnverhältnissen die Decke auf den Kopf fällt. 

Es ist also klar, dass wir unter Beachtung gesund-
heitlicher Folgen und auch der Belastung, die der 
Lockdown mit sich bringt, uns nun auf den Weg 
machen werden, mit klaren Regelungen und in 
Grenzen Lockerungen zu gehen. 

(Beifall DIE LINKE, Bündnis 90/Die Grünen) 

Dass die Ministerpräsidentinnen und -präsidenten 
sich aber mit der Bundeskanzlerin nicht darauf ei-
nigen konnten, beispielsweise die Kinderkranken-
tage aufzustocken, die in vielen Familien mittler-
weile schon aufgebraucht sind, zeigt auch, dass 
auch dieser Beschluss es nicht schafft, die soziale 
Schieflage, die auch durch die Krise noch einmal 
verschärft wird, entsprechend auszugleichen. Ich 
halte es für ein Unding, dass die CDU-Ministerprä-
sidentinnen und -präsidenten sich hier dagegen 
ausgesprochen haben, diese soziale Unwucht aus-
zugleichen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Auch dass es keine Anpassung der Hartz-IV-Re-
gelsätze gibt oder es keine Regelungen gibt, die 
beispielsweise verhindern, dass es zu Zwangsräu-
mungen durch Mietschulden kommen kann, auch 
diese Regelungen wären aus meiner Sicht in einer 
derartigen Krise eben auch notwendig, um eine so-
ziale Schieflage zu vermeiden. 

(Beifall DIE LINKE) 

Ich finde es daher überhaupt nicht falsch, wenn wir 
nun über einen Härtefallfonds sprechen, der zwar 
noch nicht so richtig geklärt ist, was er eigentlich 
genau tut, wenn wir damit in erster Linie mittlere 
und kleine Unternehmen in den Blick nehmen. Ich 
glaube aber auch, dass wir gut beraten wären, ähn-
liche Härtefallfonds und Kompensationen für Pri-
vatpersonen in pandemiebedingten Notlagen auf-
zustellen. 

(Beifall DIE LINKE, SPD) 

Insbesondere heute, am 8. März, dem Internationa-
len Frauentag oder auch Frauenkampftag kommt 
eine Debatte nicht aus, ohne die besondere Schief-
lage in Bezug auf die Geschlechterfrage in der Kri-
senbewältigung aufzurufen. Der Krise wurde bis-
her vor allen Dingen im Sozial- und Gesundheits-
wesen von den Beschäftigten, die nun einmal 

mehrheitlich Frauen sind, unter Aufbringung im-
mensen Einsatzes die Stirn geboten. Abgesehen 
von Prämien, und die sind bei weitem nicht bei al-
len angekommen, bleibt es eine gesamtgesell-
schaftliche Aufgabe für eine grundlegende Auf-
wertung der sogenannten und ich möchte das in 
Anführungsstrichen verstanden wissen, „Frauen-
berufe“ zu sorgen, die sich von Applaus allein 
nichts kaufen können. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Gleichzeitig haben vor allem Frauen im Privatbe-
reich zusätzliche Care-Arbeiten übernommen und 
müssen den Spagat zwischen Homeoffice und Kin-
derbetreuung stemmen. Die Krise hat auch zu einer 
Retraditionalisierung von Geschlechterrollen ge-
führt. Ich nehme mir als Mann heute am Internati-
onalen Frauentag nicht heraus Ihnen zu erklären, 
was man jetzt alles besser machen müsste, sondern 
werde heute vor allen Dingen zuhören, um Ihnen 
aber gleichzeitig zu sagen, dass wir als LINKE und 
auch als Koalition in den kommenden Jahren da-
rauf Wert legen werden, in der Krisenbewältigung 
Geschlechtergerechtigkeit immer mit zu beachten. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Ich möchte aber wieder darauf zurückkommen, 
was in den konkreten Beschlüssen der MPK noch 
Weiteres steht und auch auf die Frage der Tests 
noch einmal zu sprechen kommen. 

Am 16. Februar hat Jens Spahn versprochen, dass 
zum 1. März, also vergangenen Montag, Schnell-
tests zum Selbsttesten für alle umsonst zur Verfü-
gung gestellt werden. Dabei handelt es sich tech-
nisch gesehen um die Tests, die schon bereits seit 
September letzten Jahres durch geschultes Perso-
nal zum Einsatz kommen. Die Gesundheitsministe-
rinnen und -minister und Senator:innen haben das 
gleichzeitig mit uns allen aus der Zeitung erfahren. 
Ich kann Ihnen sagen, die Verwunderung war 
durchaus groß. 

Dieses Mal, bei einer Spahn-Ankündigung, sollten 
es also flächendeckende Tests sein und diese An-
kündigung und das ist nicht die erste dieser Art, 
wurde so nicht umgesetzt. Weil man es nicht ge-
schafft hat, dieser Ankündigung auch Taten folgen 
zu lassen, hat man jetzt eine Taskforce eingesetzt, 
für die dann Jens Spahn und Chaosminister An-
dreas Scheuer zusammen die Verantwortung über-
nehmen. Die Gründung dieser Taskforce ist ja im 
MPK-Beschluss bereits angelegt, darin heißt es, ich 
zitiere: „Dazu wird die Bundesregierung mit der 
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Wirtschaft noch in dieser Woche abschließend be-
raten“ – dieser Abschnitt bezieht sich auf den Pas-
sus, wo es um die Schnelltests in den wirtschaftli-
chen Betrieben geht. 

Am Freitag, also zwei Wochen nach der MPK hat 
die Taskforce Spahn/Scheuer dann auch diesen 
klaren Handlungsauftrag an die Wand gefahren. 
Das Treffen mit der Wirtschaft brachte kein Ergeb-
nis, abschließend beraten wurde gar nichts. Hinter-
her wurde Herr Spahn in der „Bild“-Zeitung zitiert: 
Warum solle er jetzt Tests beschaffen, er verstehe 
sowieso nicht, wieso er sich als Bundesminister mit 
so etwas beschäftigen solle. – Ehrlich gesagt, wenn 
es nicht so bitter wäre, wäre es schon fast etwas hu-
moristisch. 

Ich bin davon überzeugt, dass, wenn wir Vertrauen 
in das Bezwingen dieser Pandemie stärken wollen, 
wir alle gut beraten sind, nur die Versprechen aus-
zusprechen, die wir auch halten können und das, 
meine sehr geehrten Damen und Herren, muss 
auch für einen Bundesminister gelten. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Weil es immer wieder zur Sprache gekommen ist, 
dass jetzt ja sogar Aldi Schnelltests hat, dann 
glaube ich aber auch, muss man dazu sagen: Wenn 
das jetzt die unterschwellige Kritik ist, der Markt 
würde es nun regeln, dann soll man einmal versu-
chen, um fünf nach acht bei Aldi noch einen 
Schnelltest zu bekommen, da waren die nämlich 
auch schon alle vergriffen. Daher halte ich es für 
richtig, dass wir hier immer nur das zusagen, was 
wir auch einhalten können. 

An dieser Stelle sind wir dann bei Bremen, wo ich 
finde, dass wir uns sehr gut sehen lassen können, 
denn wir sind nach wie vor an der Spitze – manch-
mal tagesaktuell auf Platz zwei –, was die Impfquo-
ten angeht und wir haben überwiegend positive 
Rückmeldungen über reibungslose Abläufe bei der 
Terminvergabe und bei den Impfungen. Das Ein-
zige, was uns derzeit zurückhält, sind noch über-
schaubare Impfstofflieferungen. Auch hier liegt das 
Problem nicht aufseiten der staatlichen Organisa-
tion in Zusammenarbeit mit Privatwirtschaft und 
Hilfsorganisationen, sondern im Bereich unzuver-
lässiger Lieferzusagen. 

Daher aber an dieser Stelle noch einmal einen 
herzlichen Dank an das Ressort, die Krisenstäbe 
und vor allen Dingen an alle Beschäftigten, die vor 
Ort und im Hintergrund ein derart reibungsloses 

Vorgehen, auch unter zusätzlichen Herausforde-
rungen, die noch unterwegs dazukommen, ge-
währleisten. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen – 
Abgeordnete Sandra Ahrens [CDU]: Und an die 
vielen Unternehmen, die geholfen haben!) 

Auch die habe ich gerade genannt. 

Wo wir gerade beim Thema sind, Dinge, die gut 
laufen in Bremen und auch nicht ausreichend vom 
Bund geregelt werden: Bei Schnelltests an Schulen 
sind wir auch hier vor Ort schon um einiges schnel-
ler, es wurde bereits genannt, 1,3 Millionen Tests 
sind schon bestellt, davon eine Million Tests für die 
Schülerinnen und Schüler, die dann zweimal pro 
Woche, und nicht bloß einmal pro Woche, in der 
Zukunft getestet werden sollen, um so ein sicheres 
Lernen und Aufhalten in Schule zu ermöglichen. 
Vielen Dank an dieser Stelle auch an das voraus-
schauende Handeln der Bildungsbehörde und des 
Gesamtsenates. 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Lassen Sie mich abschließen mit einer Bestandsauf-
nahme und einem kleinen Ausblick: Für den Mo-
ment halten wir die maßvollen Lockerungen, die 
seit heute auch in der Rechtsverordnung aufge-
nommen wurden, für angemessen. Ich begrüße 
auch, dass es einen, wenn auch etwas komplizier-
ten Plan gibt. 

Ich habe aber durchaus Sorge bei den anstehenden 
Lockerungen und dem damit einhergehenden Sig-
nal, dass das Infektionsgeschehen möglicherweise 
neu zu bewerten sein wird. Dafür müssen wir ne-
ben dem Inzidenzwert auch die Reproduktionszah-
len, die Krankenhauskapazitäten und die Ausbrei-
tung der Mutanten im Blick behalten. 

Ich hoffe sehr, dass die jetzigen Schritte Bestand 
haben und wir bei allen weiteren vorab intensiv be-
raten und abwägen werden, ob sie auch im Lichte 
neuer Zahlen vertretbar sind. Einen Öffnungswett-
lauf auch im Verhältnis zu Umlandkommunen dür-
fen und können wir uns nicht erlauben. – Meine 
sehr geehrten Damen und Herren, vielen Dank für 
Ihre Aufmerksamkeit! 

(Beifall DIE LINKE, SPD, Bündnis 90/Die Grünen) 

Vizepräsidentin Sülmez Dogan: Als nächste Red-
nerin hat die Abgeordnete Lencke Wischhusen das 
Wort. 
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Abgeordnete Lencke Wischhusen (FDP): Sehr ge-
ehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Es wurde schon gesagt, heute ist ein beson-
derer Tag, denn es ist der Weltfrauentag. Ein Tag, 
um all den tapferen Frauen und Mädchen einmal 
Danke zu sagen und sich auf die Wertschätzung 
der Frauen und Mädchen in der Welt zu konzent-
rieren. Genau deshalb ist es der richtige Zeitpunkt, 
sich die Pandemie einmal von einer anderen Seite 
aus anzusehen. Die Coronapandemie ist in allen 
Facetten furchtbar, das steht außer Frage. Sie trifft 
Menschen sehr hart: Arbeitsplatzverlust, Existenz-
not, Vernichtung von Generationenleistungen und 
natürlich Vernichtung von Unternehmen. Doch 
trifft sie Frauen und Mädchen ganz besonders hart. 

Frauen arbeiten weit über dem Durchschnitt in 
Branchen, die einem erhöhten Risiko der Anste-
ckung ausgesetzt sind: Pflegebereich, Gesund-
heitswesen, Kindertagesstätten sowie Supermärkte 
und Handel. Gerade in den ersten beiden Branchen 
wissen wir, wie hoch die Ansteckungsgefahr ist. 
Doch wir Frauen kämpfen weiter für unsere Gesell-
schaft und stellen die eigenen Sorgen wie so oft 
hintenan. Vom Lockdown betroffenen Branchen 
sind häufig von Frauen geprägt, körpernahe 
Dienstleistungen wie Friseurgeschäfte und Kosme-
tikstudios, aber auch der Modeeinzelhandel und 
der Servicebereich der Gastronomie. Frauen sind 
oftmals von Kurzarbeit betroffen und dürfen zur 
Eindämmung der Pandemie derzeit leider auch oft 
nicht arbeiten. Für die Frauen bedeutet das weni-
ger Einkommen und vor allem das höchste Ar-
mutsrisiko im Alter. Auch in den Haushalten birgt 
die Pandemie für Frauen ein Risiko. Sexualisierte 
häusliche Gewalt nimmt zu und das Dunkelfeld ist 
hier bei Weitem noch nicht aufgeklärt. Zu schwer 
ist es in dieser Zeit, an die Frauen und Mädchen 
heranzukommen, sie zu ermutigen, sich endlich zu 
wehren. 

Die Homeoffice-Aufforderung der Regierung führt 
zu mehr Arbeit von zu Hause aus. Wir wissen, 
Homeschooling und Homeoffice vertragen sich lei-
der nicht so gut. Für die Kinder mehrfach kochen, 
mehr Einkaufen, die geregelte Arbeit erledigen 
und noch dazu den Haushalt versorgen, sorgt aktu-
ell für rund circa zwei Stunden mehr Care-Arbeit 
am Tag. Das sind, wenn wir das einmal aufrechnen, 
zehn Stunden pro Arbeitswoche, also ein ganzer 
Arbeitstag mehr. Diese Arbeit bleibt oft an den 
Frauen und Mädchen hängen. Die größte Sorge, 
die ich habe, ist, dass uns die Pandemie bei der 
Gleichberechtigung um Jahrzehnte zurückwirft. 
Dass es wieder normal ist, dass wir Frauen allein 
die Sorgearbeit leisten und damit die Fortschritte 

auf dem Weg zur Gleichberechtigung überflüssig 
gemacht werden. Das wäre eine tragische Entwick-
lung, denn einer der wirksamsten Faktoren gegen 
Frauenarmut ist die Gleichberechtigung und dafür, 
meine Damen und Herren, müssen wir gemeinsam 
weiter kämpfen. 

(Beifall FDP) 

Wir dürfen nicht aufhören, zu kämpfen, weil wir in 
einer Krise stecken. Wir dürfen nicht aufhören, zu 
mobilisieren, weil es gerade keine Veranstaltungen 
und Demonstrationen gibt. Als Politikerinnen und 
Politiker müssen wir auch in dieser Zeit ein offenes 
Ohr für das Thema haben und Gleichgesinnte un-
terstützen. Wir dürfen eben nicht in der Krise die 
Aufmerksamkeit und die finanziellen Mittel für 
dieses essenzielle Thema reduzieren, nur weil wir 
die Ressourcen auch an anderer Stelle benötigen. 
Die Gleichberechtigung von Männern und Frauen 
ist ein Jahrtausendthema, was noch lange nicht 
zum Erfolg geführt wurde und gerade deshalb er-
warten wir besonders heute am Weltfrauentag ein 
Zusammenstehen für die Frauen und Mädchen in 
der Welt, in der Krise und ein Ermutigen zu mehr 
Selbstvertrauen, zu Selbstbewusstsein und zum Er-
heben der Stimme für die Frauenrechte. 

(Beifall FDP) 

Die aktuelle Entwicklung und die in verschiedenen 
Ländern aufflammende Diskussion um das Selbst-
bestimmungsrecht über den eigenen Körper, alles 
Themen, bei denen sich der Druck auf die Frauen 
wieder verstärkt. Für uns ist das ein eindrückliches 
Warnsignal, dass nichts, was weltweit an Frauen-
rechten erkämpft wurde, unumkehrbar ist, denn 
weltweit sind Millionen Frauen und Mädchen lei-
der ganz weit davon entfernt, ein selbstbestimmtes 
Leben führen zu können. Gerade deshalb ist es so 
wichtig, den gesamten Themenbereich Selbstbe-
stimmung und Gleichberechtigung nie aus dem 
Blick geraten zu lassen, nicht bei unserem weltpo-
litischen Engagement und auch nicht in den Le-
bensbereichen, auf die wir unmittelbar Einfluss 
nehmen können. Steuerklassenreformen anzu-
schieben, den Kita- und Ganztagsschulausbau 
nicht zu vergessen, Equal Load, Equal Pay, Equal 
Care, all das sind Themen, die immer wieder auf 
die Agenda gehören und das auch in der Pande-
mie. 

Die Pandemie hat uns gezeigt, wie wichtig es ist, 
jede politische Entscheidung mit Blick auf Ge-
schlechtergerechtigkeit zu prüfen und viele der 
Maßnahmen zur Eindämmung haben gezeigt, wie 
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schnell aus purer Notwendigkeit gesellschaftlich 
die Rolle rückwärts in tradierte Rollenmodelle voll-
zogen wird. Umso wichtiger ist es, jetzt wieder die 
Vorwärtsrolle zu ermöglichen und Erreichtes nicht 
länger zu riskieren. 

Vor uns liegt endlich ein von der Regierung vorge-
legter Stufenplan zu einer Rückkehr in ein ziviles 
Leben. Endlich, endlich gibt es einen Plan. Doch 
leider sind wir noch weit von einer realistischen 
Umsetzung entfernt. Die Stufen sind so gewählt, 
dass sie kaum zu erreichen sind und wir Freien De-
mokraten hätten uns mehr Mut gewünscht. Dass 
wir dabei nicht unvorsichtig vorgegangen wären, 
dass es dabei nicht um „alles offen“ um jeden Preis 
geht, das haben wir, glaube ich, mit unserem eige-
nen Stufenplan, den wir im Bund, aber auch hier im 
Land Bremen vorgelegt haben, unter Beweis ge-
stellt. Noch immer gibt es keinen verbindlichen 
Fahrplan, im Handel, in Schule, Kita und der Gast-
ronomie mehr Luftfilter einzusetzen, um ein neues 
Normal zu ermöglichen. Die Außengastronomie, 
obwohl wir wissen, dass das Ansteckungsrisiko an 
der frischen Luft sehr gering ist, darf leider auch 
nur sehr restriktiv öffnen und das erhoffte Aufat-
men der von dem Lockdown betroffenen Branchen 
bleibt damit aus. 

Während in den USA 90 Millionen Menschen ge-
impft sind, damit mehr, als Deutschland Einwohner 
hat und der Super Bowl mit 22 000 Zuschauern und 
Zuschauerinnen gefeiert wurde, sowie in Israel 
Konzerte stattfinden, diskutieren wir immer noch 
die Frage, ob der AstraZeneca-Impfstoff wirklich 
der richtige ist, wann wir generell genügend Impf-
stoff zur Verfügung haben und vor allem, wenn der 
da ist, wie wir es schaffen, den 24 Stunden, sieben 
Tage die Woche zu verimpfen. Deshalb fragen wir 
uns, wann Haus- und Betriebsärzte endlich einge-
bunden werden. Warum kann nicht auch die Bun-
deswehr eingebunden werden und verimpfen. Wir 
sollten hier, es wurde schon gesagt, definitiv 
schneller werden und uns nicht länger behindern. 

Das gilt übrigens auch für die Teststrategie. Es ist 
absolut richtig und wünschenswert, mehr Tests 
einzusetzen und wir Freien Demokraten haben in 
unserem Stufenplan auch auf das Testen als ein 
Mittel gesetzt, denn wenn man weiß, dass man ne-
gativ getestet ist, sollte einem normalen Leben 
nichts mehr im Wege stehen. Es ist eine Farce, dass 
die Regierung von Testen spricht, selbst jedoch gar 
nicht genügend bestellt hat. Es wurde viel verspro-
chen, aber diese Versprechen sind zum Teil leider 
gar nicht einzuhalten. Ganz klar, das gilt für den 

Bund, und, Herr Bürgermeister, wir wissen Ihr En-
gagement an dieser Stelle auch sehr zu schätzen. 

(Beifall FDP – Präsident Frank Imhoff übernimmt 
wieder den Vorsitz.) 

Jetzt könnte ich als Freie Demokratin natürlich sa-
gen, und Nelson Janßen, Sie haben das schon ge-
sagt, gut, dass wir eine funktionierende freie 
Marktwirtschaft haben, denn während die Disco-
unter und Drogerien bereits Coronaschnelltests zu 
Millionen Stück an die Bevölkerung verkauft ha-
ben, wartet der Staat zum Teil noch auf die Liefe-
rung. Einmal mehr zeigt sich, wie wichtig es ist, das 
Know-how aller Lebensbereiche des Staates und 
der Wirtschaft zu bündeln, zusammenzuarbeiten 
und gemeinsam Lösungen zu finden. Das koopera-
tive Agieren führt uns aus dieser Krise, denn der 
Staat allein ist eben doch nicht der bessere Unter-
nehmer. Die nächste Herausforderung wird es sein, 
Schnelltests zu gewährleisten, die eindeutig verifi-
zierbar und personalisiert sind. Nur bei einer siche-
ren Zuordnung zu einer Person kann sichergestellt 
sein, dass diese auch gesund ist. Dann können wir 
auch wieder ohne Bauchschmerzen einkaufen ge-
hen und das normale Leben genießen. 

In diesem Zusammenhang kritisieren wir auch das 
sture Festhalten der Regierung am Inzidenzwert als 
alleinigem Faktor. Dieser muss dringend um einen 
dynamischen Faktor ergänzt werden, damit die 
vermehrten Tests nicht zu einem automatischen 
Anstieg der Inzidenzen führen und alle Öffnungen 
erneut in weite Ferne rücken. Der Stufenplan er-
möglicht jetzt wieder Körperhygiene, das ist schön, 
doch leider wird nach wie vor sehr viel ausge-
schlossen. Noch immer sind Gastronomie und Ho-
tellerie fernab einer Öffnung, sogar fernab einer 
echten Perspektive und das ist eine Katastrophe für 
die betroffenen Unternehmerinnen und Unterneh-
mer. Auch der Einzelhandel hat nach wie vor hart 
zu kämpfen. Das Termingeschäft stellt zwar eine 
Öffnungsperspektive dar, doch profitabel kann das 
kaum sein. Daher stelle ich mir die Frage, ob die 
Finanzhilfen jetzt weiterlaufen, denn mit ein biss-
chen Umsatz können die Händlerinnen und Händ-
ler nicht überleben. 

Veranstaltungen sind nach wie vor ausgenommen, 
Bars und Clubs sowieso. Noch immer hängen die 
betroffenen Branchen am Tropf der Staatshilfen, 
die bis heute nicht vollständig ausgezahlt sind. Un-
ternehmensgewinne werden nach wie vor nicht er-
setzt, und das heißt in der Konsequenz, dass die Ei-
genkapitalquote besonders der kleinen und mittel-
ständischen Betriebe massiv absinkt. Gerade die 
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kleinen und mittleren Unternehmen waren diejeni-
gen, die immer stark von einer Eigenkapitalquote 
geprägt waren, um solche Krisen wie jetzt zu über-
stehen. Nur, und das darf man nicht vergessen, das 
Absinken der Eigenkapitalquoten hat zur Folge, 
dass Banken nicht mehr bereit sind, Darlehen an 
die Unternehmen zu vergeben, um diese Krise zu 
meistern. Damit droht tausenden Unternehmen die 
Insolvenz. 

Die Aussetzung der Insolvenzantragspflicht ver-
schiebt nur das Problem und zieht noch weitere, ei-
nen ganzen Strang an Zuliefererbetrieben, mit, die 
ihre Quittung mit etwas Verzug bekommen könn-
ten. Erst dann werden wir sehen, wie nachhaltig 
die Wirtschaftsstruktur dieses Landes geschädigt 
wurde, die unser soziales Miteinander absichert. 

Wie befürchten auch einen Ausverkauf der mittel-
ständischen Betriebe an ausländische Großinvesto-
ren und Fonds, an Hedgefonds, die unser lang er-
worbenes deutsches Know-how, die Patente und 
Kundenlisten für kleines Geld erwerben. Von 
Standorttreue und dem Halten der Mitarbeiterin-
nen und Mitarbeiter wird dann wahrscheinlich we-
nig zu finden sein. 

Diese Pandemie wird uns wirtschaftlich ausbluten 
lassen und damit unser Land nachhaltig in eine 
schwere wirtschaftliche Rezession stürzen. Es 
braucht endlich mehr Tempo beim Schützen der 
Menschen und der Wirtschaft. Wir dürfen nicht den 
Fehler machen, wirtschaftliche Gesundheit gegen 
menschliche Gesundheit auszuspielen, denn bei-
des hängt zusammen. 

Wir sehen schon jetzt an den psychologischen Fol-
gen, an den Existenzängsten und vernichteten 
Existenzen, was die Pandemie mit uns, mit der Be-
völkerung macht, und gerade deshalb brauchen 
wir ein Aufatmen in Richtung Normalität. Wir wün-
schen uns mehr Mut bei der Öffnungsstrategie und 
begrüßen die zuletzt getroffenen Schritte. Bremen 
ist mit den Impfzentren gut aufgestellt und wir hof-
fen, dass der Impfstoff jetzt mehr und schneller ver-
impft werden kann. Dass ein Drittel der Erzieherin-
nen und Erzieher inzwischen geimpft wurde, ist ein 
gutes Signal und ein gutes Zeichen für den Ge-
sundheitsschutz dieser Berufsgruppen, aber auch 
für die Bedeutung, die wir damit der frühkindli-
chen Bildung zumessen. Gut, dass Bremen das 
Impfangebot hier so schnell umgesetzt hat, das 
möchte ich ausdrücklich positiv unterstreichen und 
an dieser Stelle auch noch einmal Danke sagen. 

(Beifall FDP) 

Sinkt die Sorge um eine Infizierung am Arbeits-
platz, bleibt mehr Raum für die echte pädagogische 
Arbeit, für eine Bildung, die unseren Jüngsten ein 
chancengerechtes Aufwachsen ermöglicht. Impfen 
und Testen ist auch an den Bildungseinrichtungen 
der Stadt der Schlüssel unserer Bildungslandschaft, 
um diese wieder auf sichere Füße stellen zu kön-
nen. Nur so können wir erreichen, was wieder un-
ser Ziel sein muss: Den Kindern und Jugendlichen 
eine Schulbildung zu ermöglichen, vor allem eine, 
die in einem selbstbestimmten Leben mündet. Das 
ist gerade auch für die Gleichberechtigung wichtig. 
Nur so können Frauen und Mädchen sich selbst 
verwirklichen und ein eigenständiges selbstbe-
stimmtes Leben führen. Wir wünschen uns für un-
seren gesellschaftlichen Zusammenhalt, für unser 
gemeinsames Leben, für unsere mittelständische 
Wirtschaft und die Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter ein wenig mehr Mut auf dem Weg zur Normali-
tät und hoffen, dass wir zum Frühling bald wieder 
aufatmen können. – Danke! 

(Beifall FDP) 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Jan Timke. 

Abgeordneter Jan Timke (BIW): Herr Präsident, 
meine Damen und Herren! Die Bundesregierung 
und die Ministerpräsidenten der Länder haben bei 
ihrem Treffen am vergangenen Mittwoch beschlos-
sen, den Lockdown zunächst bis zum 28. März zu 
verlängern, gleichzeitig aber auch Lockerungs-
schritte in Aussicht gestellt, die an das Erreichen 
bestimmter Inzidenzwerte geknüpft sind. Sollten 
diese Grenzwerte erneut überschritten werden, soll 
es möglich sein, Öffnungen wieder rückgängig zu 
machen. Das nennt sich dann Notbremse. 

Die Bund-Länder-Konferenz am Mittwoch war 
durch große Uneinigkeit der Teilnehmer über die 
Frage geprägt, wie man auf die jüngsten Entwick-
lungen im Pandemiegeschehen reagieren soll. 
Kanzlerin Merkel sprach sich offenbar für eine 
Fortsetzung des Lockdowns und weniger ambitio-
nierte Lockerungen aus, um einen neuerlichen An-
stieg der Zahl der Behandlungsbedürftigen CO-
VID-19-Patienten in den Krankenhäusern zu ver-
hindern. Die Mehrheit der Länderchefs sprach sich 
jedoch gegen diese harte Linie aus. Herausgekom-
men ist ein komplizierter Kompromiss und ein 
Wirrwarr an Regelungen, die der Durchschnitts-
bürger kaum noch durchschaut, zumal sich einige 
der Vorschriften von Bundesland zu Bundesland 
unterscheiden. Das, meine Damen und Herren, 
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trägt sicherlich nicht zur Akzeptanz der Maßnahme 
in der Bevölkerung bei. 

Die Menschen, meine Damen und Herren, haben 
die Nase voll von der stümperhaften Coronapolitik. 
Das zeigen aktuelle Untersuchungen, in denen sich 
erstmals eine Mehrheit der Bürger für ein weitge-
hendes Ende des seit November währenden Lock-
downs ausspricht. Vor allem für den in der Krise 
gebeutelten Einzelhandel wünschen sich die Men-
schen eine Rückkehr zur Normalität. Es ist daher 
auch kein Wunder, dass die Zustimmungswerte für 
die Berliner Regierungsparteien und die Kanzlerin 
sinken. Denn Lockdown und Kontaktbeschränkun-
gen haben schon jetzt erhebliche Schäden ange-
richtet, vor allem in der Wirtschaft, auf dem Ar-
beitsmarkt und im Bildungssystem. 

Beispiel Einzelhandel: Auch in den Innenstädten 
von Bremen und Bremerhaven vollzieht sich vor 
unseren Augen ein stilles Sterben von Gewerbe-
treibenden. Ein Geschäft nach dem anderen 
schließt seine Pforten. Klein- und Mittelständler in 
Handel, Gastronomie, Kultur und Touristik gehö-
ren zu den Hauptopfern der fehlgeleiteten 
Coronapolitik, deren Folgen uns noch in Jahrzehn-
ten beschäftigen werden. Nicht zu vergessen un-
sere Kinder, die ohne Präsenzunterricht an den 
Schulen zunehmend Gefahr laufen, sozial isoliert 
zu werden und zu einer verlorenen Bildungsgene-
ration ohne Zukunftsperspektiven auf dem Arbeits-
markt heranwachsen. Von den Menschen, meine 
Damen und Herren, die aus Verzweiflung über die 
Zerstörung ihrer Existenz in den Selbstmord getrie-
ben werden, will ich gar nicht reden. 

Diese Politik, in der „Neuen Züricher Zeitung“ zu-
treffend als ein „trübsinniger Lockdown-Funda-
mentalismus“ bezeichnet, muss ein Ende haben. 
Renommierte Staatsrechtler halten die durch die 
jüngsten Beschlüsse noch einmal bestätigte Bin-
dung des Lockdowns an willkürlich ausgewählte 
Inzidenzwerte für irrational und verfassungswidrig. 
In dem Umfang, wie die besonders betroffenen 
Gruppen der Bevölkerung mit einem sehr hohen 
Risiko für einen schweren oder gar tödlichen Infek-
tionsverlauf geimpft sind, erodiert die juristische 
Rechtfertigungsbasis für kollektive Einschränkun-
gen der Grundrechte. Die Verfassungsgerichte 
dürfen da nicht mehr mitspielen und müssen Kla-
gen gegen die Beschränkungen stattgeben. 

In diesem Zusammenhang, meine Damen und Her-
ren, erinnere ich auch noch einmal daran, dass 
knapp 90 Prozent aller Coronatoten Menschen im 

Alter von 70 Jahren oder mehr sind, etwa 60 Pro-
zent der Opfer versterben in Alten- und Pflegehei-
men. Genau diese Personengruppen werden in der 
laufenden Impfkampagne jetzt gegen den Virus 
immunisiert, was sich bereits im Rückgang der 
Sterbezahlen glücklicherweise manifestiert. 

Meine Damen und Herren, geradezu beschämend 
ist die geringe Geschwindigkeit, mit der die Imp-
fungen in Deutschland durchgeführt werden. Da-
bei ist die Immunisierung der Bevölkerung mit den 
jetzt glücklicherweise zur Verfügung stehenden 
Impfstoffen der Königsweg heraus aus dem Lock-
down und hin zu einem normalen Leben. Der inter-
nationale Vergleich zeigt, wo wir stehen. Während 
Spitzenreiter – Frau Wischhusen hat es eben ange-
sprochen –, während Spitzenreiter Israel 92,5 Pro-
zent, das aus der EU ausgetretene Großbritannien 
32,3 Prozent und die USA 24,3 Prozent ihrer Bevöl-
kerung zumindest einmal geimpft haben, sind es in 
Deutschland Stand 3. März 2021 gerade einmal 
acht Prozent. Für das Impfchaos verantwortlich ist 
nicht nur die verkorkste Beschaffungspolitik der 
EU, sondern auch die Behörden in Deutschland, die 
es nicht schaffen, den vorhandenen Impfstoff 
schnellstmöglich an die Impfzentren zu verteilen. 
Millionen Dosen liegen ungenutzt herum, anstatt 
sie an die Menschen zu verimpfen. Nun stellt sich 
heraus, dass offenbar auch zu wenige Schnelltests 
vorhanden sind, obwohl die nach den Beschlüssen 
der Bund-Länder-Konferenz am Mittwoch ein 
Kernstück der politischen Strategie zur Überwin-
dung der Pandemie sein sollen. Vom viel zitierten 
Organisationstalent der Deutschen ist unter dieser 
politischen Führung nun wirklich nichts zu sehen. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen schnell 
eine entschlossene Kehrtwende in der Coronapoli-
tik, andernfalls werden nicht nur die wirtschaftli-
chen 

(Glocke) 

und sozialen Kollateralschäden ins Unermessliche 
steigen. Es droht auch eine nachhaltige Entfrem-
dung zwischen Gesellschaft und Staat, die geeig-
net ist, das Vertrauen der Menschen in die demo-
kratischen Institutionen zu zerstören. So weit dür-
fen wir es nicht kommen lassen. – Ich danke Ihnen 
für Ihre Aufmerksamkeit! 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Peter Beck. 

Abgeordneter Peter Beck (LKR): Sehr geehrter 
Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! 
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Herr Bürgermeister Bovenschulte hielt heute ein-
mal mehr eine seiner vielen inzwischen zum unse-
ligen Ritual mutierten Regierungserklärungen zum 
Thema Corona ab – diese selbstverständlich wieder 
einmal gewohnt unselbstkritisch. Da wird sich 
dann allerdings umso mehr an den vorangegange-
nen Ministerpräsidentenkonferenzen orientiert, 
wie zu erwarten im unkritischen Konsens mit den 
auf der MPK beschlossenen Maßnahmen, welche 
vorläufig bis zum 28. März 2021 gelten sollen. 

Persönlich bekam ich in den letzten Monaten den 
Eindruck, dass sich die Ministerpräsidenten zu-
sammen als Kollektiv hinter den von Ihnen ge-
troffenen Coronaverordnungen verstecken, damit 
kein einzelner der Ministerpräsidenten und Minis-
terpräsidentinnen zur Verantwortung in seiner Ab-
stimmung herangezogen werden kann. Was an 
diesen sowie vorangegangenen Maßnahmen falsch 
oder richtig ist oder wahr, werden uns in absehba-
rer Zukunft die Geschichtsschreiber zu berichten 
haben. Da wird mit Sicherheit noch bei so einigen 
der ein oder andere tiefergehende Erklärungsbe-
darf akut werden. Diese Diagnose dürfen Sie gern 
auch einem Nichtmediziner wie mir hier und heute 
abnehmen. 

Ein Bundesgesundheitsminister Jens Spahn, der 
grundsätzlich viel verspricht und dies nicht einhal-
ten kann, sodass es zum Beispiel eben dann doch 
nicht zu den in höchstmöglicher Selbstzufrieden-
heit angekündigten kostenlosen Coronaselbsttes-
tungen kommen wird, sehr wohl aber dazu, dass 
die Bürger und Bürgerinnen demnächst ihre Coro-
natestpackungen bei Aldi, Lidl oder sonst irgendwo 
einkaufen werden und dazu, Stand der Dinge, wohl 
auch keinerlei Alternative haben werden. Eine 
Entwicklung, wegen der zumindest Aldi, Lidl und 
deren Mitwerber kaum Befindlichkeiten anmelden 
werden. 

Anderswo hingegen zeichnen die Folgen Ihres im-
mer offensichtlicher werdenden politischen Schei-
terns ein wesentlich tristeres Bild. Menschen, deren 
wirtschaftliche Existenzen bereits weitgehend be-
droht oder aber zerstört sind und die an den Folgen 
der auf den MPKs beschlossenen Maßnahmen in-
zwischen psychisch erkranken, werden diese De-
batte vermutlich inzwischen als blanken Hohn 
wahrnehmen, da die Politik weder in der zurücklie-
genden Coronavergangenheit mit Augenmaß han-
delte, sie es derzeit immer noch verweigert und da-
mit auch wenig Hoffnung um künftig positive Ent-
wicklung vermittelt. 

Inzwischen krankt es doch an sämtlichen im Rah-
men der MPK getroffenen Maßnahmen. Dafür gibt 
es genügend Beispiele, wie zum Beispiel: Schüler 
und Schülerinnen sitzen gemeinsam im Unterricht, 
dürfen sich nach der Schule aber nicht gemeinsam 
treffen. Familien und Freunde werden durch die 
Besuchsregelungen auseinandergerissen. Kinder 
aus schwierigen familiären Verhältnissen werden 
vermehrt zu Opfern von physischer und psychi-
scher Gewalt. Lehrer und Lehrerinnen sowie Kita-
mitarbeiter und -mitarbeiterinnen und Mitarbeite-
rinnen im Pflegebereich sind schon lange am Ende 
ihrer Kräfte angelangt. So viel einmal in Kurzform 
zu nur einigen wenigen Beispielen, deren oft ge-
nug verheerende Folgen für die Betroffenen Sie nie 
wieder einfangen werden und welche das Verhält-
nis zwischen Staat und den Bürgerinnen und Bür-
gern bereits extrem beschädigte und nach Ihrem 
Willen auch weiterhin schädigen wird. 

Wirtschaftlich gibt es inzwischen viele Verlierer, 
aber auch einige Gewinner, und die Gesellschaft 
verändert sich zusehends in noch ärmer, noch rei-
cher und ganz on top ein paar superreiche Glücks-
ritter. In Wirtschaftskreisen spricht man diesbezüg-
lich auch nicht erst seit gestern vom Amazon-Syn-
drom. Als liberal-konservativer Politiker drängt 
sich mir inzwischen die Frage auf, ob diese Umver-
teilung nicht etwa inzwischen politisch ganz klar 
gewollt ist. 

Wer soll eigentlich künftig die ganzen Coronahilfs-
pakete zurückzahlen und vor allen Dingen wann, 
beziehungsweise über welchen Zeitraum reden wir 
da? Was passiert ab Dezember dieses Jahres, wenn 
das Kurzarbeitergeld nicht mehr gezahlt werden 
wird? Na ja, immerhin ist das Superwahljahr 2021 
dann gelaufen – ein Schelm, der hier etwas Böses 
denkt. Woher sollen die staatlichen Arbeitslosen-
gelder kommen, wenn mit hohen Mindersteuerein-
nahmen zu rechnen ist? Wie sollen Gemeinden und 
Städte überleben können, wenn die Gemeinde-
steuereinnahmen weggebrochen sein werden? Zu 
diesen Fragen sollten Sie sich erklären, Herr Bür-
germeister Bovenschulte, denn die Bremer Bürger 
und Bürgerinnen haben ein gutes Recht zu erfah-
ren, wie es tatsächlich um Bremen bestellt ist. Ich 
möchte jetzt nicht explizit aufzählen, wo hier in 
Bremen inzwischen Entlassungswellen bevorste-
hen beziehungsweise schon ins Rollen gekommen 
sind. 

Hinsichtlich der anstehenden Landtagswahlen und 
anstehenden Bundestagswahl machen sich jetzt of-
fensichtlich bei den Regierungskoalitionen in Ber-
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lin, wovon ja eine Koalitionsbeteiligte hier in Bre-
men völlig unbemerkt in der Opposition sitzt, 
ernste Sorgen breit, wie man zur Beschwichtigung 
der Bevölkerung weiter vorgehen will. Zu verges-
sen sei dann auch nicht der CDU-Bundestagsabge-
ordnete Niklas Löbel oder der CSU-Abgeordnete 
Georg Nüßlein, die allem Anschein nach eine nicht 
unwesentliche Rolle in der aktuellen CDU-Mas-
kenaffäre spielen. Nach Presseangaben soll Löbel 
eine Provision von über 200 000 Euro und Nüßlein 
von über 600 000 Euro für diesen Deal erhalten ha-
ben. Mit Affären kennt sich die CDU über die letz-
ten Jahrzehnte doch bestens aus. Dafür verbürgt 
sich das eine oder andere CDU-Mitglied schon ein-
mal ganz schnell mit seinem Ehrenwort. 

Bei meiner Anfrage vom 15. Mai 2020 mit dem Titel 
„Beschaffung von Schutzausrüstungen im Aus-
land“ stellte ich folgende Frage: „Ist es für den Se-
nat ein normaler Vorgang, wenn durch den nicht 
mehr amtierenden Ortsamtsleiter in Blumenthal 
Herrn Peter Nowack, SPD, gemeinsam mit anderen 
Privatpersonen und Unternehmen 700 000 Schutz-
masken und 250 000 Schutzanzüge im Ausland im 
Wert von circa 6,2 Millionen Euro bestellt werden 
und der Senat dafür in Vorkasse geht? Wer hat 
diese Verhandlungen mit wem geführt und gibt es 
hier eine schriftliche Vereinbarung?“ 

(Glocke) 

Nach dem Bekanntwerden der Maskenaffäre um 
Löbel und Nüßlein soll die Bürgerschaft jetzt viel-
leicht endlich einmal nachhaken, ob im Fall No-
wack Provisionen und vor allem an wen und in wel-
cher Höhe gezahlt wurden. – Vielen Dank, sehr ge-
ehrte Damen und Herren! 

Präsident Frank Imhoff: Als nächster Redner hat 
das Wort der Abgeordnete Thomas Jürgewitz. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Weltfrauentag, die FDP schon im Wahlkampf. 
Auch ich grüße die Frauen, zumindest die, die sich 
noch als solche fühlen. 

Zurück zum Thema Panikpandemie. Zurück das 
Ganze, lockermachen, oder ein Abendessen mit 
Jens Spahn mit ohne Maske. Vor zwei Wochen war 
die Zahl 35, der Inzidenzwert 35, das Maß aller 
Dinge, andere wollten sogar einen Wert von zehn, 
nun soll es Lockerungen schon zwischen 50 und 
100 geben. 

Warum machen Sie sich nun plötzlich locker? Sie 
haben Angst vor denen, denen Sie seit einem Jahr 
Angst machen – dem Volk, dem Wahlvolk. Wahlen 
stehen in den Ländern an, im Bund und ihre Zu-
stimmungswerte fallen fast so schnell wie diese An-
fang 2020 gestiegen waren. Die CDU fällt von fast 
40 auf 32 Prozent, ein Gesundheitsminister macht 
sich täglich lächerlicher, ein Lauterbach wird un-
lauterer denn je. Das Ganze geht den Lauterbach 
herunter und bleibt an einem Spahn hängen. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Aschermittwoch ist doch schon vorbei!) 

Ja, es war bisher eine Win-win-Situation für Sie, 
die Sie regieren. Sie bekamen nicht nur Zustim-
mung, die sich bei den Wahlen auszahlen sollte, ja, 
noch besser, einige Abgeordnete verdienten sogar 
noch prächtig mit. Oder die CDU-Spendengala von 
Jens Spahn, jeder gibt 9 999 Euro, damit es nicht 
öffentlich wird, mit ohne Maske, aber verschleiert. 

Aber damit kommt es nun richtig dicke, glaubt man 
zumindest dem Sturmgeschütz der Demokratie und 
das tun wir ja alle gern. Danach haben bis zu zwei 
Dutzend Politiker der Regierungsparteien prächtig 
an der Coronamaskenhysterie verdient. Bleiben 
wir bei den bisher zwei bekannten Fällen, beide 
aus der Merkel-Fraktion. Oligarchen wären sie bei 
Putin, die Medien sprechen hier von Korruption, 
Vetternwirtschaft. Da haben sie ein richtiges Nüß-
lein zu knacken. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Putin ist Ihnen doch eigentlich ganz nah!) 

Ja. Zwei Bundestagsabgeordnete kassieren laut 
Presseberichten offensichtlich sechsstellige Be-
träge als Provisionen im Rahmen der Coronaregie-
rungsmaskerade. Der eine, sogar ranghoher, gut 
bezahlter Vizefraktionschef der CSU, laut Presse 
circa 660 000 Euro, die er zudem nicht versteuert 
hat. Der andere, ein CDU-Mann aus Mannheim, 
heute, gerade eben aus der CDU ausgetreten, 
250 000 Euro, die er als übliche Provision bezeich-
net. Löbel, Löbel, da wird mir öbel, denn der saß 
auch noch im Gesundheitsausschuss. 

Welche üblichen Provisionen fließen dort eigent-
lich noch? Ich frage mich, wenn diese Kriegsge-
winnler als Lobbyisten der Maskenindustrie im Vi-
ruskrieg keine Skrupel haben, das deutsche 
Coronavolk zu betrügen, wer hält dann bei der Be-
schaffung der Millionen Schnelltests als Regie-
rungslobbyist die Hände auf, in Berlin oder viel-
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leicht auch hier in Bremen? Wer sind die 22 ande-
ren vom Spiegel noch nicht namentlich enttarnten 
Abgeordneten? Was kommt da noch auf uns zu? 

Das alles sind keine Spekulationen, keine Einzel-
fälle, Herr Röwekamp, sie beweisen, es gibt wei-
tere enttarnte Lobbyisten in der CDU. Philipp Amt-
hor: Luxusreisen, einen Direktorenposten, Aktien-
optionen. Karin Strenz als bezahlte Lobbyisten ei-
ner Scheindemokratie. Eduard Lintner, dieser soll 
gleich vier Millionen Euro aus Aserbaidschan ge-
waschen und an viele Politiker weitergeleitet ha-
ben. Ganz frisch, der Bundestagsabgeordnete Axel 
Fischer, natürlich CDU, unter Korruptionsverdacht, 
ebenso wie der CDU-Abgeordnete Hans-Jürgen Ir-
mer steht ebenfalls in Verdacht. 

(Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die Grü-
nen]: Steht das alles in der Coronaverordnung?) 

Der 100 000-DM-Koffer von Schäuble 

(Glocke) 

wartet noch heute auf die Klärung seiner – –. 

Präsident Frank Imhoff: Herr Abgeordneter Jürge-
witz, wir reden hier über die Coronapandemie und 
ich bitte Sie, darauf auch Bezug zu nehmen. 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Das tue 
ich, das hat alles damit zu tun, Herr Präsident. 

(Unruhe) 

Der Koffer von Schäuble wird heute noch gesucht. 

Nun bei der CDU ist es wohl nur ein Nüßlein, aber 
wohl kein Problem. Amthor wurde gerade als Spit-
zenkandidat in seinem Bundesland auf Listenplatz 
eins gewählt. 

(Glocke) 

Schäuble, trotz seiner Vergangenheit, unglaublich 
aber wahr, immer noch staatstragend. Da hat die 
Bremer CDU ja richtig Glück, dass man sie hier in 
Bremen nicht mitregieren lässt. Aber Herr Röwe-
kamp ist ja bald in Berlin, da kann man gespannt 
sein und fortan gilt sicherlich auch dort das Motto: 
„Genieß auch du die Vorzüge der CDU!“ Und seien 
es auch nur zwölf Cent pro Maske. – Danke schön! 

Präsident Frank Imhoff: Bitte setzen Sie Ihre 
Maske auf! 

Weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. 

Damit ist die Beratung geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Regie-
rungserklärung des Senats Kenntnis. 

Beteiligung der Bremischen Bürgerschaft beim 
Erlass von Coronaverordnungen – Zweite Ver-
ordnung zur Änderung der 24. Coronaverord-
nung  
Mitteilung des Verfassungs- und Geschäftsord-
nungsausschusses   
vom 5. März 2021  
(Drucksache 20/858) 

Die Beratung ist eröffnet. 

Als erster Redner erhält das Wort der Abgeordnete 
Thomas Jürgewitz. 

(Zuruf Abgeordneter Mustafa Güngör [SPD]: 
Maske über die Nase!) 

Abgeordneter Thomas Jürgewitz (AfD): Herr Prä-
sident, meine sehr verehrten Damen und Herren! 
Das war der erste Streich, doch der zweite folgt so-
gleich. 

Herr Röwekamp, es ist schon erstaunlich, welche 
Weisheiten Sie hier in Ihrer Rede verkünden, letzt-
lich waren es alles Allgemeinplätze. Sie kritisieren 
und verstehen vieles nicht, was die CDU in Sachen 
Corona zum großen Teil zu verantworten hat. Ihr 
Schlüssel gegen die Pandemie ist das Impfen. Ich 
sage, der Schlüssel ist das Grundgesetz, die Grund-
rechte der Bürger. 

(Zuruf Abgeordneter Björn Fecker [Bündnis 90/Die 
Grünen]) 

Herr Röwekamp ist erstaunt über die hohen Bele-
gungszahlen der Intensivbetten in Bremen, trotz 
der niedrigen Inzidenz hier in Bremen. Aber das, 
Herr Röwekamp, hat seine Gründe. Fragen Sie, das 
war schon kurz Thema hier, Herrn Wieler oder fra-
gen Sie die Gesundheitsminister in der Schweiz o-
der in Österreich. Ursache für die hohen Bele-
gungszahlen der Intensivstationen ist der Migrati-
onshintergrund. 

(Unruhe SPD, Bündnis 90/Die Grünen, DIE LINKE) 

Und das sind keine Halbwahrheiten, wie das ver-
kündet worden ist. 70 Prozent in der Schweiz, 
60 Prozent in Österreich. 

http://www.bremische-buergerschaft.de/drucksache/20/858
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Themenwechsel: Schnelltests – aktuell der Renner 
in den Nachrichten. Jeder sollte sich am besten 
selbst testen, täglich, besser stündlich. Tatsache ist, 
Schnelltests sind ungenau, Fehlerquote 30 Prozent 
sagen Ärzte. 

(Abgeordneter Thomas Röwekamp [CDU]: Bei 
Ihnen ist die Fehlerquote 100 Prozent.) 

Bremerhaven: Beispiel das Schiff Odyssee, das ge-
rade dort liegt und ausgerüstet wird, welch passen-
der Name für die ganze Coronageschichte Odys-
see. Drei Besatzungsmitglieder auf der Odyssee 
wurden positiv mit Schnelltests getestet, darauf 
folgte Quarantäne für das ganze Schiff, die Arbei-
ten wurden eingestellt. Zum Glück waren die 
Tests, alle drei, fehlerhaft und am Tag darauf konn-
ten die Arbeiten am Schiff weitergehen, wahr-
scheinlich bis zum nächsten Schnelltest. Genau! 
Meldung heute: fünf neue Fälle, das Schiff liegt 
wieder an der Kette, wahrscheinlich bis Mittwoch. 

Die Fehlerquote gilt aber auch für negative Ergeb-
nisse. Welche Aussagewerte haben also diese 
Tests. Schon allein durch die fehlerhaften Ergeb-
nisse der Schnelltests steigen die Inzidenzzahlen. 
Die „FAZ“ schrieb am 6. März, Zitat: „Massentests 
können Öffnungen gefährden! Wenn täglich Milli-
onen Schnelltests durchgeführt werden, gehen Po-
litiker und Wissenschaftlicher von einer steigenden 
Inzidenzrate aus.“ – Na bitte! 

Das ist politisch offensichtlich wieder gewollt. Es ist 
eine Möglichkeit, diesen Wahnsinn weiterzufüh-

ren. Sie wollen, dass das Volk weiter im Ausnah-
mezustand ist und Sie es umerziehen können. Da 
nehmen Sie die Nüßleins, die Löbels, die Irmers, 
die Strenz, Fischers, die Lintners und ihren Lauter-
Spahn gern als Kollateralschaden in Kauf. Wir 
freuen uns auf Ihre nächste Coronaspendengala, 
dieses Mal mit Schnelltests und jetzt können Sie 
klatschen. – Danke schön! 

(Abgeordnete Sascha Karolin Aulepp [SPD]: Wir 
können es auch lassen! – Abgeordneter Dr. Mag-
nus Buhlert [FDP]: Ich würde gern einmal etwas 
ganz anderes tun, aber das dürfen wir hier nicht. 
Fängt auch mit K an!) 

Präsident Frank Imhoff: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. 

Damit ist die Beratung geschlossen. 

Die Bürgerschaft (Landtag) nimmt von der Mittei-
lung des Verfassungs- und Geschäftsordnungsaus-
schusses Kenntnis. 

Meine Damen und Herren, damit sind wir am Ende 
der Tagesordnung für diese Sondersitzung ange-
kommen. Ich bedanke mich recht herzlich für die 
Debatten und wünsche Ihnen einen guten Tag! 

(Schluss der Sitzung 16:15 Uhr) 
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